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BUNDESMINISTERIUM FüR FINANZEN 

PRÄSIDIUM 

Himm{jlpfortgasse 4 - 8 
Postfach 2 

Z.ll 0502/11-Pr.2/79 A-1015 Wien 

Wien, 1979 03 14 

An den 
Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 
Parlament 

1017 Wie n 

2285/AB 

1979 ~03· ,5 
zu 231cf/~~ 

Auf di e Anfrage Nr. 2318/ J d"er Abgeordneten Dr. Tull und Genossen vom 
26. Jänner 1979, betreffend Verwirklichung des Regierungsprogrammes 
vom 5. November 1975 und darüber hinausgehende Leistun.gen, beehre ich 
mich mitzuteilen: 

Zu 1): 

Siehe beiliegende Stellungnahmen. 

Zu 2): . 

Zur Sicherung der Funktionsfähigkeit des Kapitalmarktes und zum Zweck des 
Gläubigerschutzes wurde ein Wertpapier-Emissionsgesetz erarbeitet, das im 
BGB1.Nr. 65/1979 verlautbart wurde und am 1. März 1979 in Kraft getreten ist. 

Das Wertpapier-Emissionsgesetz löst das österreichische Obligationen-Emissions­
gesetz aus dem Jahre 1924 und zwei deutsche Verordnungen aus dem Jahre 1941 ab 

und regelt den Gegenstand in einer der österreichischen Bundesverfassung 
konformen Weise. 

Oie materielle Änderung der Neuregelung liegt vor allem darin, daß nur "mehr 
Werte erfaßt werden, die den Kapitalmarkt nachhaltig berühren, nämlich die 
sogenannten Rentenwerte (Anleihen, Pfandbriefe etc.). Diese werden auch dann 

, 
erfaßt, wenn sie nicht durch Wertpapiere im juristischen Sinne repräsentiert 
werden, es sich also um Wertrechte handelt. Zur Erarbeitung praxisgerechter 

"Entscheidungsgrundlagen wurde ein Kapitalmarktausschuß errichtet, der aus 
Fachleuten auf dem Gebiet des Kapitalmarktes besteht. 
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Die Maßnahmen zur Sicherung eines hohen Beschäftigtenstandes und zur Preis­
stabilisierung sowie zur Leistungsbilanzverbesserung ermöglichen es, daß " 
die angesgrebten Ziele quantitativ besser erreicht werden konnten und die 
prognostizierten Werte jeweils über- bzw. unterschritten wurden, z.B.: 

Arbeitslosenrate 1978 
Preissteigerung 1978 

Prognose 

2,5 % 
4,5 % 

Ergebnis 

2,1 % 
3,6 % 

Auf dem Gebiete des Versicherungswesens wurden folgende über die Verwirk­
lichung des Regierungsprogrammes hinausgehenden Leistungen gesetzt: 

Schaffung eines Bundesgesetzes über den erweiterten Schutz der Verkehrsopfer, 
BGB1.Nr.322/1977, 

Einführung der Prämienbemessung nach dem Schadenverlauf (Bonus-Malus-System) 
für Personen- und Kombinationskraftwagen in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtver­
sicherung, BGB1.Nrn. 379 und 380/1977, 

Neuregelung des Versicherungsaufsichtsrechts (Versicherungsaufsichtsgesetz, 
BGB1.Nr. 569/1978 und D~rchführungsverordnungen BGB1.Nrn. 652 bis 656/1978). 

Anläßlich der Neufassung des § 19 Abs. 4 des Pensionsgesetzes 1965 im Artikel 
XXI des Bundesgesetzes, BGB1.Nr. 280/1978, wurde auch eine in manchen Fällen 
aufgetretene Härte beseitigt. Nach der frUheren Rechtslage gebührte die Er­
gänzungszulage (§ 26 Pensionsgesetz 1965) der früheren Ehefrau nur insoweit, 
als der"Versorgungsbezug der früheren Ehefrau die Unterhaltsleistung nicht 
überstieg, a~f die die frühere Ehefrau gegen den Beamten an dessen Sterbetag 
Anspruch gehabt hat. Dies konnte dazu fUhren, daß eine frühere Ehefrau, die 
über keine weiteren Einkünfte verfügte, mit ihrem Versorgungsbezug weit hinter 
dem Mindestsatz blieb. Damit auch für diese anspruchsberechtigte frühere Ehefrau 
die zur Bestreitung des notwendigen Lebensunterhalts ausreichende Pensions­
leistung gewähr1eistet wi~d, wurde imneuen ersten Satz des Abs. 4 die bisherige 
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Einfügung "ausgenommen die Hilflosenzulage" durch die Einführung 
"ausgenommen die Ergänzungszulage und die Hilflosenzulage ll ersetzt. 

Der Bund ist seit dem Jahr 1975 zwecks Bewältigung mannigfalter Ziel­
setzungen folgende finanzielle Beteiligungen eingegangen: 

österreichische Kommunal kredit AG zur Aufschließung von Industriegelände, 

Dorotheum Auktions-, Versatz- und Bank-Ges.m.b.H., 

österreichischer Bundesverlag Ges.m.b.H.~ Studiengesellschaft für 
audiovisuelle Medien Ges.m.b.H., österreichische fernmeldetechnische 
Entwicklungs- und Förderungsges.m.b.H., 

österreichische Salinen AG, Bad Ischler Spezialsalz-Vertriebsges.m.b.H. 
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Regierungserklärung (Seite 33, 4. Absatz) 

;'" .• ~ ....• - - - - - . I 

Als immerwährend neuüaler Staat betrachtet 
es Österr~ich als sei:1~ Aufga.b~, sicl1 aktiv in 
d~n Difmst d<;r Stdi!terlgem2ir.sc;i:':". zu stellen. 
Diese Polit!.:< hat (!azL 9"eführt, daJ un.::er L-md 
sich in v(:rri1~hrtc!n ~1aDe für inte:7lc.tio!1ale 
Beg€'9T1ung?ti c .. nd a15 Sitz ir!.ter:!;.!~j·:I::aJe!'" C;rg~­
nis<'.tione:l nützlich er...-eisen kOfl .... ,te. (Beifall bei 
rft'![" SPO.) " 

Durchführung 

In Wien wurde im März 1977 die Abschlußtagung über"die Aufstockungsverhandlungen 
zu IDA V abgehalten. Im April 1978 fand die Tagung des Gouverneursrates 1978 
der Asiatischen Entwicklungsbank in Wien statt. 

Regierungserklärung (Seite 34, 6. Absatz) 

Besondere Aui:nerksamkeit '.'lird die BunC.8,,­
regierung auch in ZLUunit den Beziehungen 
Österreichs zu den Staaten der Dritten Welt 
widmen. deren Probleme irn '/ermehrten Maße 
die \Veltpolitik beschäögen. 

Durchführung 

• 

österreich ist im Jänner 1977 als nichtregionales Mitglied der Inter-Amerikanischen 
Entwicklungsbank und ihrem Fonds für Sondergeschäfte beigetreten. Seit 
September 1978 laufen Verhandlungen nichtregionaler Staaten mit der Afrikanischen 
Entwicklungsbank über einen allfälligen Beitritt, an denen sich österreich mit 
dem Ziel des Beitrittes beteiligt. 

österreich ist weiters im Dezember 1977 dem Internationalen Fonds für Land­
wirtschaftliche Entwicklung beigetreten . 

......... 
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Regierungserklärung (Seite 21, 4. Absatz, letzter Halbsatz) 

In Parenthese soll 
bemerkt W2iden, daß im Jah.re 1974 :t.lJm erster! 
Mal ein nic..l"lt unbeträchtlicher Betrag für 
Zwecke der Altenbetreuung im Budget einge­
setztwurde. (Beifall bei der SPÖ.) 

DUl~chführung 

Mit der Altenbetreuung kann das Aushilfegesetz, BGB1.Nr.712/1976, 

-- -----

in Zusammenhang gebracht werden, welches am 1. Jänner 1977 in Kraft getreten ist. 
Dieses Gesetz sieht die Gewährung einer Aushilfe von mindestens 3.000 S bis 
höchstens 15.000 S an österreichische Staatsbürger (Stichtag 1. Jänner 1977) vor~ 

die im Inland durch Krieg- oder Besatzung bzw. im Ausland, insbesondere durch 
Konfiskationsmaßnahmen ausländischer Staaten, Vermögensverluste erlittten haben, 
sofern sich der unmittelbar Geschädigte in wirtschaftlich beengten Verhältnissen 
befindet. 

Da es sich um Sachschäden handelt, die entweder vor oder im allgemeinen unmittelbar 
nach Ende des zweiten Weltkrieges eingetreten sind, kann im Hinblick auf den 
inzwischen erfolgten Zeitablauf davon ausgegangen werden, daß der Geschädigte 
in der Regel nunmehr das Pensions- bzw. Rentenalter erreicht hat.Die bisherig~ 
Dut'chfUhrung dieses Gesetzes hat gezeigt, daß in der überwiegenden Anzahl 
Pensionisten oder Rentner, vor allem aber Ausgleichszulagenempfänger, diese 
Aushilfe erhalten haben. 

Von den ab Inkrafttreten des Aushilfegesetzes vom 1~1.1977 bis 31.12.1978 
eingelangten 48.913 Anmeldungen sind bis jetzt 26.978 Anmeldungen erledigt worden. 
FUr die 24.562 positiv erledigten Anmeldungen hat die mit der Durchführung dieses 
Gesetzes betraute FLD für Wien, NO und Bgld., GA S, Aushilfen von 360,328.460 S 
ermittelt. Die Aushilfe beträgt im Durchschnitt pro Einzelfall 14.670 S. 
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Regierungserklärung (Seite 22, 5. und 6. Absatz) 

Gera~e a~~ ~ie Bedürfnisse der Bevö1kerung 
muß RuckslChl genommen werden. wenn der 
Interessenkonflikt zwischen Bund und Ländern 
entsteht. 

.Eine von. diesem Geiste getragene Einstellung 
wIrd zu emem befriedigenden Interessenaus­
gleich zwischen Bund und Ländern führen. 

Durchführun~ 

Die laufende Legislaturperiode brachte einen neuen Finanzausgleich zwischen 
dem Bund, den Ländern und den Gemeinden. Die Verhandlungen basierten 
auf dem Grundsatz größtmöglichen Interessenausgleiches und brachten u.a. 
folgende Vereinbarung: 

Zugunsten der Gemeinden verzichten die Länder auf zwei Prozent der Landesumlage. 
Das Pauschale für den.Straßenbau wird mit 7 vom Hundert, für alle anderen Bau­
maßnahmen mit 9 vom Hundert des endgültigen Bauaufwandes festgesetzt, um den 
unterschiedlichen Belastungen beim Hochbau und beim Tiefbau Rechnung zu tragen. 

Die ZweckzuschUsse für Theater und Fremdenverkehr werden erhöht. 

Di e Zweckzuschüsse für Entwi ckl ungsgebi ete, Wirt5chaftsfördel~ung, Naturschutz 
und Beseitigung der Schulraumnot werden ersatzlos gestrichen. 

Ab 1. Jänner 1979 beträgt der Anteil der Länder zur Dotierung des Wasser­
wirtschaftsfonds 268,827 Mio S, jener der Gemeinden 181,597 Mio S. Neben diesen 
Leistungen erhält der Hasserwirtschaftsonds vom Bund, Ländern und Gemeinden zur 
Verbesserung der finanziellen Basis zusätzliche Mittel in Höhe von 700 Mio S. 
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Regierungserklärung (Seite 23, 9. Absatz) 

,ziel der Wirtschaftspolitik in dieser Zeit muß 
es sein, ein ,größtmögliches Beschäftigungsni­
veau zu sichern und die Wohlstandsmehrung im 
Sinne einer Verbesserung der Qualität des 
Lebens zu verstärken. Mit diesen ne.uen Proble-

. men stellen sich auch neue Aufgaben; sie 
verlangen von der Politik, daß neue Prü)ritäten 
ge:etzt werden. 

Durchführung 

Während in vielen Industriestaaten seit der Rezession 1975 Millionen Menschen 
ohne Arbeit sind, konnte öste~reich seine seit dem Beginn dieses Jahrzehnt~ 
anhaltende, erfolgreiche Beschäftigungspolitik auch in der 2. Hälfte der 
Siebzigerjahre fortsetzen. Gingen beispielsweise in der Schweiz seit 1970 
rd. 350.000 Arbeitsplätze verloren, so konnten in österreich im selben Zeitraum 
400~000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden. ~ie Arbeitslosenrate in österreich 
ist eine der niedrigsten überhaupt. Sie beträgt im Durchschnitt der Jahre 1975 -
1978 2 %. Die Zahl der unselbständig Beschäftigten hat sich von 1975 bis 1978 
um mehr als 100.000 erhöht. 
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Regierungserklärung (Seite 23, 19. Absatz, Seite 24, 
3. und 4. Absatz) 

Die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung 
muß sich c1aher auf verschiedene Möglichkeiten 
einstellen. Das Jahr 1975 ist konjU!1kturpolitisch 
praktisch b~wältigt. E~ gehöre:1 dazu noch dJe 

. vom Parlament zu beschließenden budgetpoliti­
schen Maßnahmen. nämlich die Bundesfinanz­
gesetznovelle und das 2. Budgetüberschrei­
tun~:;~le5etz. 

Im Rahmen der österreichischen Wirtschafts­
politik im angemeinen und bei den Bemühun­
gen ZUI Einddrnmung des Preisauftriebs im 
besonderen kam der Währungspolitik, näinlich 
der Orientierung des Schilling kurses am euro­
päisch~n Hartwährungsblock, besondere Bedeu­
tung zu.· An· dieser währungspolitischen 
Orientierung. die sich bewährt hat, soll daher 
festgehalten werden. . . 

Dies bedingt aber, daß wir bei der Kosten- und 
Preisentwicklung - dazu gehören sicherl~ch 
auch im besonderen Maße die .tu"beitskosten -

. iwnindest nicht ungi.:nltiger abschneiden als 
die wichtigsten Länder dieses Hartwährungs-
blocks, die ja zugleich in mehrfacher Hinsicht· 
Hauptmärkte wie Hauptkonkurrenten sind. . _ . ., . - . 

Durchführung 

Aus der Stabiliserungsquote der Bundesfinanzgesetzes 1976 wurden 3 Mrd. S 
zum kompensatorischen Ausgleich von Nachfrageschwächen freigegeben. 

Die Bekämpfung des Preisauftriebes kann als gelungen bezeichnet werden: 

österreich gehört zu den preisstabilsten Ländern der Welt. Die Preis­
steigerungsrate konnte von ihrem Höchstwert von 9,5 % im Jahre 1974 auf 
den niedrigen Wert von 3,5 % im Jahre 1978 abgesenkt werden. Für das Jahr 
1979 wird eine weitere Absenkung auf 3 % prognostiziert. Grundlage für die 
Stabilitätserfolge 'Itar die konsequent verfolgte Hartwährungspolitik, \'1odurch 
die rückläufige Tendenz der Importpreise und ihr mäßigender Einfluß auf das 
inländische Preisniveau und die Nominallohnforderungen verstärkt wurden. 

Obwohl die Entwicklung der internationalen Wirtschaft für die Neugewinnung 
von Finanzierungsspielräumen im Staatshaushalt nicht günstig verlaufen ist, 
konnte das'inlandswirksame Defizit von rd. 4 % auf nunmehr 3,5 % und das 
Nettodefizit von rd. 4,5 % auf nunmehr rd. 3 3/4 % gedrückt werden. 

Die Strukturverbesserung der österreichischen Wirtschaft konnte einen ent­
scheidenden Schritt weitergeführt werden~ österreichs Industrie investierte seit 19JC 

um fast 50 % mehr als in den Sechzigerjahren. Dies ermöglichte eine rasante Moderr.i­
sierung der österreichischen Unternehmen. Die jährliclle gesamtwirtschaftliche Investi 
tionsquote in dieser Regierungsperiode zeigt folgendes Bild: 
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1975 
1976 
1977 
1978*) 

1979 l1c
) 

.*) Prognose 

26,7 % 
26,2 % 
279 2 % 
26\!4 % 
26,4 % 

pie kurzfristige Drosselung der inländischen Nachfrage nach 
ausländischen Gütern und die langfristige Sicherung der Wett-> 
bevlerbsfähigkei t im In- und Ausland und die· erhöhte Not'lrlendigkei t 
einer Strukturanpassung machten das ilr1aßnahmenpake-e~ der Bundes­
l.~egierung erforderlich, das wesentlich zur Entlastupg der 
Leistungsbilanz und zur Erhöhung des budgetpolitischen I1ai1övrier­
spielraums beitrug. Zu Beginn 1978 hat die Bundesregierung ein 
arbeitsplatzorientiertes Strukturprogramm zur Investitionsan­
k~rbelung beschlossen, das sowohl die öffentlichen als auch die 
privaten Investitionen unterstützen und fördern soll. Neben dem 
langfristigen Investitionsprogramm des Bundes ist die Förderüng 
und UnterSiitzung der privaten Investitionen ein wichtiger Be­
standteil der Beschäftigungs- und Strukturpolitik der Bundes­
regierungs Deshalb enthält das im Jänner 1979 beschlossene 
Zweite Strukt~rprogramm der Bundesregierung für die 80erJahre 
weitere Förderungsmaßnahmen, die die notwendigen Investitionen 
zu strukturellen Anpassungen in derösterreichischen Wirtschaft 
erleichternQ 

Der kompensatorische Ausgleich von Nachfrageschwächen und 
!{achfragelücl~en ermöglichte gute Wachstumserfolge : Das Wirt­
scbafts\vachstu~ lag im Durchschnitt der Jahre 1975 bis 1978 bei 

rund 2,5 %~ im Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1978 bei 3,8 %, 
was im internationalen .Vergleich (10 europäische OECD-Länder) 
d.ie höchste' \-fachstt'..tnsrate bedeutet. Dem Nationalrat ist im Sommer 1978 
ein lO-jätwiges Investit·ionsprogr'amm mit einer Gesamtsumme von 577 t1rd. ·S vorge~' 

legt \"orden;dies(~s wird .d€!~zeit bei. der Verwaltung überarbeitet. 
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~egi~run9ser'klätu~g (Seite 
L ,l\bsatz) 

2.:~_ Ang(~5ichts d~~· tJnsiCh(erheit und U:lv'orher­
';ehbarkeit der kün!tinen Entwicklung wird 
wE:'ite!"hin eine mögllchst fl~xible Handiwbung 
der Budget- und Finanzpolitik erfolgen müssen. 
Dazu bedarf. es auch entsprechender Rechts­
grundlagen. Solche ~ind. cuf den JillJreszeitraum 
bezogen, für 1976 von der Regierlmg vorge­
schlagen. \Vir werden im R::hmen allqemeiner 
himshaltsrechtlicher VorschrifTen eine;; darüber 
hinausgehenden Rahmen vorschlagen und ver­
suchen, mit den Fraktionen des Hohen Hauses 
übe~ eine zeitgemäße Lösung Übereinstimmung 
zu fmden. . 

Durchführung 

cRechtsg~u;.d1agen ~ür eine möglic~st f~exible Handhqbung der Budget- und Finanzpolitik 
~lnden Slcn - auf dilS 'jewei1 ige FlnanzJahr bezogeri - in den Bundesfinanzgesetzen für die 
ua~re 1976 - 1979~. insbesondere in den darin enthaltenen konjunktur- undstrukturpoliti-
scnen Ermächtigungsbestimmungen. . 

Dari.iber hinnusc;ehcnde allGemei ne haushal tsrechtlJ ehe 

Vorschriften erßinGcn fUr Teilbereiche durch 

1. die Ver\'Jal tunGscntlastungsgcsetz-Novelle 1975, 
BGB1"Nr. 637; 

2. das Bundesrechenamtsgesetz, BGBl.Nr .. 123/1978; 

:3. die von der Bundesregierung am 7. Juni 1977·bc­

schlossenen "Allgemeinen Rahmenrichtlinien für die 
Gewährung von FBrderungen aus Bundcsmitteln" (hat 
den Charakter einer Ver\·:ultungs-VO). 

}.'ür einen \>1ei teren ~~eilbereichi nämlich für das 
Finanzschuldem'Jcsen des Bundes \.,Turde im Zusarcncnwirken 

mi t dem B!1F am 60 Juli 1976 ei n Ini tiati vantrag betreffend. 
eine VEG-Novelle 1976 (vglo II-1017 der BeilaGen zu dcri 

stenogr. Protokollen des NR XIV. GP) einßebracht, jedoch 
noch nicht in \.,Tei tere Behandlung genommen. 

Auf Grund des ErGebnisses der parlaElentarischen Höus­
haltsrechtn-Enquete des Nationalrates am 9. 1'1ai 1978 \'JUrde 

schli eßlich -: ebenfalls im Zusar.L'Tlenwirken mit dem BY.A (VD) 

und dem BMF - von den AbG0 Dr" Fischer u. Gen" am 5. Dez .. 

1978 ein Initiativantrag betreffend ein Bundesverfassuncs­
gesetz eingebracht, mit dem das B-VG 1979 hinsichtlich 
haushaltsrechtlicher BcstimnuDgen geändert werden soll~ 

Dieser auf eine grundleGende Neuregelung der haus­
haltsrechtlichen Verfassunc;svorschriften abzielende 
Initiativantrag, der allerdinGs bisher noch nicht in 
weitere Behandlung GezoGen wurde, sollte gleichzeitig 
die Gl~lndlßGe rUr die einfach-gesetzlichen Haushalts­
reGelunGen (Bundcshaushaltsgcsetz, Bundesf5rderunGsGc­
fletz) Gehaffen, mit denen sodann die anGestrebte Hau~­

haltsreform fortGesetzt und abgeschlossen werden sollte. 
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Regierungserklärung (Seite 24, 8. und 9. Absatz) . 

•• ~ -~ '. _.- ........... ,_ ......... ........ __ .. _ 'W.. _. " 

Die kurzfristig ausgerichteten konjun~·m::rpolj­
tischen uoerlegUl1gen können aber nur donn 
erfolureich sdn, wenn sie mit den l~~ilgerfristig 
zu erfüllen.den saukturooli t!.5öen Er;ordemis­
sen in Eillklanu gt:OCd.c·:lt ' ...... >i:![::en. 

Diese Strukturänderunaen er;0,dem neue 
wirtschaftspolitisc!1e Prioritä.ten· l.!-.'1d eine ~nt­
sprechend hohe Investitionsquote; du5 heißt, es 
nlüss~n die d:lf~:r ~:ir)r:j~:-liC::~:1 I~v=$t:tionen in 
€'!12~ a.us."'o;r':-,;;;T'1r.~- -, ..... ~!'.~.:..., ,--:-;:.t:)~ir.: 't~"erGI"'n· _-....... _ -"~------. '.:-"'-:~".1. ;:;_ ............... :;:J ... yy '-,. 

Durchführung 

Die Investitionen der österreichischen Industrie sind seit 1970 um fast 50 % 
höher al s in den Sechzi gerjahren . Dadurch wurde die rasche Moderni si.erung 
der österreichischen Unternehmungen möglich. Die durchschnittliche gesamt­
wirtschaftliche Investitionsquote der Jahre 1975 bis 1979 beträgt 26,6 %. 

Zur Verbesserung der Struktur wurden von der Bundesregierung auch das 
arbeitsplatzorientierte Strukturprogramm und das Zweite Strukturprogramm 
der Bundesregierung für die Achtzigerjahre beschlossen, die umfangreiche 
Förderungsmaßnahmen enthalten. 

• 
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Regierungserklärung (Seite 24, 1. Spalte, 4. Absatt) 

Jm Rahmen der österreic:U5C~i.en Wirtschafts­
noUtik im allgemein~n u.nd bei den Bemühun­
gen· zur Eindä.!TLlllU:1g ci,,:: ?f"ü"a'~trie.?s .im 
be:5onderen :zam der Währungs?olitlk, nainhch 
der Orientierung des Schillingkurs85 am euro­
päisch",n Hartwährungsblock, besond8re.~edeu­
tu..."1g zu. An· dieser währ .. mgspolmschen 
Orientiemng. die sich bewi.'-trt hat, soll daher 
festgehalten werden. . 

Durchführung 

An der währungspolitfschen Orientierung des Schilling-Kurses am 
europäischen Hartwährungsblock wurde festgehalten. In den kürzlich 
erschienenen OECD-Bericht wird die Hartwährungspolitik als wesentlicher 
Beitrag zur Senkung der Inflationsrate bezeichnet. 

i 
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Regierungserklärung (Seite 25~ 1. Spalte, 6. Absatz, 

letzter Halbsatz) 

und werdc~l in der neuen 
. Leclislatilrperiode in Angriff genomm'?!l w.<,;!deu i 

v 1 .. . .- P-o'''''"os",,''''cn' und dazu ge loren ·eln neue:> A._u" n - _l •• •• • , 

ein neu es. Sp~rkdssenre~~t: . _ ., 

Durchführung 

Die parlamentarische Behandlung des Bundesgesetzes über das Kreditwesen 
(Kreditwesengesetz), des Bundesgesetzes über die Ordnung des Sparkassenwesens 
(Sparkassengesetz) und des Bundesgesetzes über die Ausgabe von Schuldver­
schreibungen (Wertpapier-Emissionsgesetz) wurde abgeschlossen. Diese Bundes­
gesetze sind mit 1. März 1979 in Kraft getreten. 
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Regierungserklärung (Seite 25, 2. Spalte, 2. Absatz) 

}-!l..lL::.-:.: ;-!a 1::.:! Die ö::-~~r:--.~.:ich~sc:-:~ =:1er0~.!1~'()li­
t:k ~\tir(j :.1:.:f der Grund~ .. :-!~·re. L~e5 lcl~f:?:-.d ;:~l; 
ak~u.qlisierenc2n Energir:'pla.::es fort~eführt ',~'~r-'~ 
d~n. Die 2.i21setzt!n~Jen di~S2S P~3.ns f::-1GtD ih.r2;-: 
Niederschlap unter c~nde!"e:n in ·jen ko.)rdi:l!?'::­
ten .;\usb,:!'.lprog;-amfl:en der Ö5te~:-2icni5ch-?n 
Energiev/-ü·tst}-;aft. 

Die En~rgieba5is c~r öster:eicr-i5c~e:n \VL."t­
sch;.:f~ 5011 

I ,.. " h '" ., 1 .c.urcn ale ~,V·~l\.estge enl.i.e ~'L!.tzung Ger heirai-
sc.nen Ressou.rcen, 

durcl1' die Förq~ru:l~f cej silJ::1vc:len =:r:2rg:~-
2n\vendtL"1g r 

du:ch die e0yeiterte ',""-i?d.ez--,,,-o::r,";2riung ce, 
Altstoffe, -

durch die S:cherung VOr:!. AU51and:;oezüc;en 
~~d . 

durch die Strdiung der O,gaI .... is3tion der 
Ene!'gi~~.ri~_~5.~tl.?l.~ ge~is;~ert "t.~l2rd2~. 

DyrchfUhrung 

Das Bundesgesetz vom 2. März 1978, BGB1.Nr.139, betreffend die Obernahme der 
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der österreichischen 
Elektrizitätswirtschfts-Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und der Sonderge­
sellschaften (Energieanleihegesetz 1978) ermöglicht, daß der Bund für von der 
österretchischen Elektrizitätswirtschafts AG u~d von Sbndergesellschaften im In- und 
Ausland aufzunehmende Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite die Haftung bis zu einem ii 

~ \ 

Gesamtbetrag von je 12.500 Mio S an Kapital und Zinsen (Kosten) übernimmt. 

Damit die Verbundgesellschaft und die Sondergesellschaften einzelne Anleihen und '.' 

Kredite zur Verbesserung der Konditionen und Laufzeiten unter Beibehaltung der Bundes- " 
ha ftung konvertieren könner., wurde das Bundesgesetz betreffend die Obernahme der 'I 
Bundeshaftung für die Konversion von Anleihen, Darleh~n und sonstigen Krediten der 
österreichtschen Elektrizitätswirtschaft-Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und 
der Sondergesellschaften geschaffen. 

~1it dem Erdgasanleihegesetz 1974, BGB1.Nr. 420, wurde seinerzeit der Bundesminister 
für Finanzen e~mächtigt, für die zur Mitfinanzierung von Investitionen in Algerien 
zur Erschließung und zur Lieferung von Erdgas aufzunehmenden Kredite die Haftung 
namens des Bundes zu übernehmen. Da eine Änderung des ursprünglichen Projektes er­
folgt ist, war eine Novellierung des Erdgasanleihegesetzes 1974 erforderlich; das 
entsprechende Buodesgesetz, mit dem das Erdgasanleihegesetz 1974 geändert wird, 
ist bereits in Kraft getreten. 

,,,,' 
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Regierungserklärung (Seite 25, 2. Spalte, 4. Absatz) 

D:e durch d~e ~viitgli02dscl)d:': cr:'! "tjber~in­
kOlr!:1-.an üh~r ein i~)t:?rnaqon..7-!25 E7~er;iepio-

gr:> .. lT:m" erWaCf:s2:1en Pflic::!:~n so:l:?n 2rfilllt 
, . 

und elle 0-1öglic..'1k2iten des V~rtrage5 aur 
nat.10na121 und inte:nalioiloler Eb'?l1e vall ::·..lsJe .. · 
schöpft -,',rerden. 

Durchführung 

Durch das Bundesgesetz vom 23. März 1977, betreffend die übernahme der 
Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der Erdöl-Lager­
gesellschaft m.b.H. (Erdölbevorratungs-Förderungsgesetz),.BGB1.Nr. 161, wurde 
der Bundesminister für Finanzen ermächtigt, namens des Bundes die Haftung 
für im In- und Ausland durchzuführende Kreditoperationen der Erdöl-Lager­
gesellschaft m.b.H. zu übernehmen. Der jeweils ausstehende Gesamtbetrag 
der Haftung darf 4.000 Mi 0 S an Kapita 1 und 4.000 Mi 0 Schi 11 i ng an Zi nsen 
(Kosten) nicht übersteigen. 
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Regierungserklärung (Seite 26, 2. Spalte, 4. Absatz) 
---. -~~.~-.-.--~-------------

Das vo,drirFj~ichst~ Ziel der Incust:ie?olitik 
nwß es sei:1., die Stmi-,:turverbesserung voranzu­
treiben, um damit die KonkuIT8i1zfähigkeit der 

. Industrie auf dem Weltmarkt zu erhalten. Denn 
nur durch eine wettbewe;b:;stiir~{e Industrie 
\verden auf die Dauer ",~~rbei~s;Jlä.tze ~;esichert 

Durchführung 

"~" 

Durch das Bundesgeseti vom 12. Mai 1977, betreffend die Erleichterung der 
Finanzierung von Unternehmungen durch Garantie det Finanzierungsgarantie­
Gesellschaft m.b.H. mit Haftungen des Bundes (Garantiegesetz 1977), 
BGB1.Nr.296, wurden wesentliche Verbesserungen gegenüber den EE-Fonds vorgenommen. 
Die Finanzierungsgarantiegesellschaft m.b.H. als wichtiges Instrument der Struktur­
politik übernimmt Garantien für alle Formen der Außenfinanzierung, also sowohl 
Kreditfinanzierung als auch Beteiligungsfinanzierung oder ~1ischformen; die Mittel­
verwendung wurde bedeutend erweitert. Der Haftungsrahmen des Bundes wurde für die 
Finanzierungsgarantie~Gesellschaft m.b.H. auf 6 Mrd. S erhöht. Durch das Bundes­
gesetz, mit dem das Garantiegesetz 1977 geändert wurde, wurde die Finanzierungs­
garantie-Gesell~chft m.b.H. ermächtigt, zur Förderung von Investitionen auch 
Annuitäten-, Zinsen- und Kreditkostenzuschüsse oder sonstige Zuschüsse an Unter­
nehmungen mit dem Sitz im Inland zu gewähren. 

Dut'ch das Bundesgesetz vom 31. März 1976, betr. di e übernahme· der Bundeshaftung für 
Anleihen, Darlehen und sontige Kredite der Chemie Linz Aktiengesellschaft (Chemie­
Anleihegesetz), BGB1.Nr.~56, wurde der Bundesminister für Finanzen ermächtigt, für 
die von der Chemie Linz AG zur Durchführung von Investitionsvorhaben und Rationali~ . 
sierungsmaßnahmen im Unternehmen und in den angeschlossenen Tochtergesellschaften im 
In- und Ausland aufzunehmenden Anleihen, Darlehen und sonstigen Kredite namens des 
Bundes die Haftung bis zum jeweils ausstehenden Gesamtbetrag von 1.000 Mio S an 
Kapital und 1.000 Mio S an Zinsen und Kosten zu übernehmen. 

Das Bundesgesetz vom 24. Jänner 1979, mit dem das Bundesgesetz betr. die Obernahme 
der Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der Elin-Union AG 
für elektrische Industrie geändert wird, BGB1.Nr.45, sieht vor; daß der jeweils 
ausstehende Gesamthaftungsrahmen des Bundes für von der Elin-Union AG aufzunehmende 
Anleihen, Darlehen und sollitige Kredite von bisher 500 Mio Sauf 800 Mio S an Kapital 
und 800 Mio S an Zinsen nu nd Kosten erhöht wird. 

Durch die örAG-Anleihegesetz~Novel1e ist vorgesehen, daß der Gesamthaftungsrahmen 
des Bundes fUr Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite der österreichischen 
Industrieverwaltungs-Aktiengesel1schaft von bisher je 3 Mrd.S an Kapital und Zinsen 
auf je 5 Mrd. S an Kapital und Zinsen erhöht wird. 
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/ 

. . 

Zu den ~,,~tichtig5ten SchltlßfoIg~;lrun~2:l. für die ' 
ö~tem::ichis('he WirtScrldts~·)lit~~: au" c'jes~n 
.- ." , '\. ... ~ "l·t:)~" ~T·....,jn: \..,iberle9 ltn gen 7.a:I.e n ~~e..:;en \..er _ .. -.. d.t::. ~. , 

grc:!Gtrnög:ichen f(irde:--.. lr19 ~.ln5t?n:r c.xpurt.2 '.~1 e 
weitere AnDdssung (~9r rec;ion[~l'?n \.1;10 ·"drell" . 

, ü'äßic;on ~':()or:strl'~tul' an die n2uea ·,·;eH' .... irt- , 
, ~c'hat:17c· '~e-:-~~' (;:{;ufl:~:~U~ und N"chfraG8VE'rhJl,-
~ 1 .~ L J.. .i ~ • .l. ~ \. "* ....... .1... • oJ 

nisse. 

Il~archfühl~ung 

Der VIel t\'Jei te Konjunkturrückgang hat die protektionisti sehen 

Bestrebungen und l1aßnahmen verschiedener Staaten und Staaten­
gruppen verschärft .. Österreich muß als kleines Land mit einem 

hohen Exportanteil und relativ geringen heimischen Rohstoff­
reserven an der Aufrechterhaltung des Freihandels inbeiden 

Richtungen interessiert sein. Die Außenhe~delspolitik unter­
stützt daher die Exportbemühungen der &terreichischen vlirtscha~t·~ 

'Dazu gehören die Verbesserung der gesetzlichen und finanziellen 

Grundlagen der Exportfärderung (z.B .. Novelle des AusfuJrr­
förderungsgesetzes u.nd des Ausfuhrfinanzierungsförderungs­

gesetzes; Erhöhung der Haftungsrahmen auf zuletzt 200 l'1rd. S', 

bzvl.. 100 I1rd. S, Erhöhung des Stammkapitals der Exportfonds­
GesmbH.9 US .... l.) und die Gel'iährung von Zuschü .. ssen und sonstigen 

Serviceleistungen für die Teilnallne i)sterreichischer 

an Messen und Ausstellungen im Ausland. 

T' • ..clrmen 

Die österreichische Ex-portwirtschaft kO':J:.:rt.:e trotz der en-

hal tenden wel t,ürtschaftlichen Schwierigkei ten auch in der 

zweiten Hälfte der siebziger Jahre beachtliche Erfolge erz?-clen., 

Die E-xportz1..n.;ächse betrugen 1976 16, 2 ~G, 19'77 6!.l~ % und 1978 
8,0 %. Der Anteil der du:rch Garantien gefö.rderten Exporte 

erhöhte sich von 14,9 % im Ja..l)re 1970 auf 29,2 % im J"ah.re1975 

und auf 40 % im J al:u~e 1978 .. 
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1 97 5 
-----_.­.'._-----

1. Aus:ruhrtQr~rnnf\svero:rdnuns 1971+. EGEl .. NT.. 85/72-
vom 26,,11 .. 1975 
Richtlinien für die Ubernab:me von Haftungen des Bundes nach 
AFG 1964 

a) Schaffu..rtg der I-Iöglichkeit der übernahme von \-lechsel­

bürgschaften ohne Vorliegen einer Garantie für das 

GI>1.mdgeschäi"t; bisher nur als subsidiäre Haftungsa:ct 
... 1· .. 

mog_~cn.; 

b) für G 3, G 8 und G 9 ist ein Selbstbehalt nicht mehr 
unbedingt erforderlich~ 

2 .. !tusfuh:::--Lördert1.:Cgsgesey.?-Novelle 1975, BGBL.N-r. 292/1.2-
vom 3 .. Juli 1975 
a) Erhöhung des Garantierahmen'von S 45 Milliarden auf 

S c:..r. i~"; i1T~~~On v>.; --______ .__ , 

b) Dienstleistungsbereiches im weitesten 
Sinne z ... B._ Lizenzverträge , KnoH-hmi, 

c) llaftungsübernahme auch für ausländische Exp'orte, ,..,enn 

ihr Erlcs z-u.:::.- Bezahlung von' Forderungen aus Ausfuhr­

geschä2ten gem ... § 2 Abs. 1 lit. a dient; 
d) Neu.:festlegnng der tlaftungsarten gemo § l' des Ges·etzes .. 

. . . 
3 .. }i.ustuhrfinagzferung§.fö:r.:deru......:gsgesetz-Hovelle 1.,272,. 

BGBl.Nr .. :::593/uvom 3 .. Juli 1975 
) on , ", d n •• Z h· '""1 . ~.~ a ~r!.1o.i1.ung; eS . .L.ahmens .fur usc uu elS lJLmsen von' 

S 7 I"Iilliarden auf S 15 11illiarden, 

b) Erhöhung des Haftungsrah.:n.ens von S 20 Milliarden auf 

S 30 Milliarden. 

vom 27 .. No'\re;nber 1975 
Anpassung der Verordnung an die vorzitierte Gesetzesnovelle';< 

(KostenBenkung im Verfahren durch nunmehr quartals'IleiS8 

Entgeltberecbnung vom Deckungserfordernis.) 
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! 
L ... , .. _ .. < 

,~ . , 

S 0 n s t i g e M aß n ahmen 
Ab 3.7.1975 Sere~g des Verfahrens zinssatzes von 8 %'auf 
7 1/2 % bei der Exportfonds Ges.m.b.H. 

Die Zuschußleistlmgen des Bundes für Sonderkredite nach dem 

AFFG erhöhen sich durch eine Neufestsetzung des Auf teilungs- . 
schlüssels der Leistungen zwischen Bund und BlUldeskammer 
bisher 3,5 : 1 nunmehr 4 : 1. 

Die Rediskontmittel der Oesterr. Nationalban~ 1~den 
umS 1 Milliarde von S 3 auf S 4 Milliarden aufgestockt~ 

(auf 1 Jahr bis Ende des 2. Quartals 1976) 
Exportfondsgewinne , soweit sie das Stammkapital be-. 

treffen, ':,u.rdcn für Zinssubventionen der auf dem. Kapitalmarkt 
aufgenommenen Gelder verwendet, wodurch die Höchstobligo 
des Fonds von'S 2 Mio. auf S 4 Mio. erhöht werden konnten. 

.. ..~.); 
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1 976 
======= 

1. Ausfuhrförderu.ngsgesetz-Noyelle 1976, BGBl .. Nr. 152/76 

Erhöhung de s Garanti erar..JIlens von S 60 Milliarden auf 
S 80 Milliarden • 

. 2 .. Ausfuhrfinanzi.erungsförderu~~sResetz-Novelle 1976. 

BGBl .. Nr.. 4123/76 

a) Erhöhung des Rahmens für Zusccußleistungen von 

S 15 I"Jilliarden auf S 25 Hilliarden., 

b) Erhöh·ang des Haftungsrahmens von S 30 11illiarden 
auf S I~O f1illiarden, 

c) Erhöhung des Einzelgarantiebetrages von S 70 Nio •. 

auf S 3 Milliarden. 

Maß n ahmen zur Mi t tel b e s eh a f fun g 

Österre-lch-1sc'"'-e-SZJortfonds Ges.m.b.Ho 

DarlehensauI=2~e über Gesellschafterbeschluß (Bund) in 
Höhe von S 50 ~Iio_ bei der BuRGES (1 .. Tranche) .. 

~- -' . 
.:..... ~~~; ... -' ..00--- ~. __ -:;:-:~.';.,;'_:;::~~ .. :::;': .• 

Exportfondsgewinne 'WUrden ''leiterhin \iie 1975 :für Zinssub­

ventionen der auf dem Kapitalmarkt aufgenommenen Gelder 
ver".'lendet <Po 

~ste"'reichische. Kontrollban.k.. AG 
a) Senkung des variablen Zinssatzes von 8 % auf 7 3/4 %. 
b) Verminderung des Zinsenänderungsrisikos: Das Aufteilungs~ 

verhältnis der Zinsenzuschilsse zl1ischen Bund und Buncles-

Zuschuß der Bundeskamm.er mi t S 110 I1io .. limitiert ist. 
; ,;,:", 
.... ,;;.- '", _." :.,' " . 

.. 
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I. 

197 7 
======= 

1. Ausfuhrförderunp:sg§setz-Novelle 1977, BGB1.}tr .. 157/77 
vom 23 .. l"lärz1977 

a) Ausdehnung der Kursrisikogarantie auf Haftungen für den 

Bestand eines bestimmten Austauschverhältnisses Zifischen 

Schilling und der Vertragswährung. 

b) Erhöhung des Garantierahmens von S 80 Milliarden auf 

S 120 I1illiarden. 
2. Ausfuh~finanzie~'ngsTörderungsgesetz-Novelle 1972, 

EGEl .. N::-. 158/77 vom. 23. März 1977 
a) Erhöhung des Rahmens für Zuschußleistungen von 25 Milliarden S 

au.f S 35 r-lilliard.en .. 

b) Erhöhung d.es Raftungsrahmens von S 40 l1illiarden auf 
S· 60 l"1..i.lliarden .. · 

3. .Ausfuh"!"' .... E~de...-p~2:sverordnung 1977, BGB1 .. Nr.. 282/77 
vom ?O . ~~~;l 1q77 - .. -J:::!-'-'- ,., 

Anpasst:::.§; c.e::- Verordnung an die vorzitierten Gesetzes­

novellenD 

"0: .. - .' ~~" .. ' ; .. 
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197 8 
::::=:===::= 

10 AusfuhT'förderungs-Novelle 1.978, BGBloNro 218/78 

vom 120 April 1978 
a) Erhöhu!lg des Haftungsrahmens von 120 auf S 150 :Milliarden. 
b) Ermöglich1ll1g der Haftungsüberna~~e auf eine in Zeit­

pur...kt des Vertragsabschlußes f::::,ei konvertierbare \vährung 

oder auf eine Verrechnlillgswährung 
20 AusTuhr-förp.eru.J1.S.§noveJle 1978, BGBloNr" 667/78 vom 

15. Dez~mber 1978 

Erhöhung des HaftungsrahrJ'~ms von S 150 I1illiarden auf 
S 200 l1illiarden 

3. ~usfuhrfin8nzier"l.h'1f2:sförderungsgesetz-Novelle 1978 9 

BGloNro 219/78 vom 120 April 1978 

Erhöhung des H~ftungsralliüens von S 60 Milliarden auf 
S 75 :Milliarden 

40 Ausfuhrfinanzierun::;:sförderungsgesetz-l,rovelle 1928., 
BGBloNro 668/78 vom 150 Dezember 1978 
Erhöhung des Haftungsrahmens von S 75 Milliarden auf 
S 100 Milliarden 

5. Ver'besse:r~lng der Aus.fuhrfinan::üerung für Klein- ur-d. Mittel-

Möglichkeit von, Rahmenkrediten anstelle von Einzelanträgen 
6 .. Senkung der Zin8sät~ im Refinanzieru:-ngsverfahren der 

ÖKJ3:"'AG V~J':.l 7 1/L~ % a.uf 6 1/2 % 
7. Erhöhunp.: .d.E':.:'.L Stammkani tal~. des öster:-r:.~ EXDortfonds auf 

S 100 M.illionen smvie eine .. 'Ieitere Erhöhung mit Anfang 
1979 auf S 150 Millionen 
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Regierungserklärung (Seite 26, 1. Spalte, 4. Absatz) 

Die in der letzten Le9islaturperiode durch­
g2führ~e Re:orm des Gel,\:ei;')(~rechts (ne1!e 
G r •• V'or'OE'()r(~~un,~·) \I,ird dur::::!"! Rech!svorschnf-

~,......... • . .. .lI. ...... ~ .. 

t2:1 ühe: Ku ... ,denschutz und C'mweltsdutz 
\\'~Jtere~ty.rlckelt und abgef1J .... ~c:2t "'r'v"e:df'n. 

Durchführung 

Der Kundenschutz (Gläubiger- und Konsumentenschutz) gehört neben der Vorsorge 
fUr die Funktionsfähigkeit des Kreditapparates zu den wichtigsten Zielsetzungen 
des Kreditwesengesetzes und des Wertpapier-Emissionsgesetzes. Im Kreditweseng8setz 
dienen dem Kundenschutz insbesondere die zivilrechtliche Sanktion gegen Personen 
oder Unternehmen~ die Bankgeschäfte ohne Berechtigung betreiben, der Wegfall des 
Respiro im Spareinlagengeschäft, die Eckzinsregelung, Wettbewerbsbestimmungen, das 
neugeschaffene Bankgeheimnis und die Einlagensicherung sowie die sogenannte Preis­
auszeichnungspflicht nach einheitlither Zinsenberechnung. 
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· . " ...... -. '."-~. 

- , 
.. ' .:'-=..: ' .. ~-

~J';.ngen i:n Interesse der Steuerge,echtigkeit auf 
ihre- Notw2ndi~;keit und AnSer:-L2SSt~nhdt zu 
üt~.~~rprüfeI1. Die Steut!~~~r"~recl1t:fke:t erf~j[dert . 
hif~~._ dl~r...:h ein e~ltsprec:~C!nd2s ~\'1inJ.e.:i~'11a[). Ci!! 

j(hnt:(,lle, um sicb::'ll.:.st.elle!1, c;:,,] c:ie Stenerlast 

, 
D:::s SCn1.V2r~r:;.\~,-;':::-~~ (!2r Bf:5::~t~e;~...!n"] ~·s~rd . , 

t!::t~~r 1J~d.C~:~:L:-19 7:i:-~=i (~r::.:'";;)~2c:::l!1den ~o~ic...len 

Dlffer-:::;zieru.r:~r 0'::1 den indirekten Steuern" 
liesen: v/obei den dir:?~=ten eine Fi..!.n2-\.!inn· 4es .:".~ 
<' ~~l' a 1 "-1 <\ "S(,' Pl'·C· -' "lli"''''' t ;,'.'- . .:~,' -' ''::-~)~- ~:;, :... . ,..,-,mm . 

Durchführung 

Durch das Abgabenänderungsgesetz 1976~ BGB1.Nr. 143, wurde zwecks Belebung der 
Investitionstätigkeit die MHglichkeit einer vorzeitigen Abschreibung von 

..... 

Het~st.ellungskosten unbewegl icher anlagegüter für die Jahre 1976 und 1977 ge-
schaffen (§ 122 Abs. 3 EStG 1972). Durch das Abgabenänderungsgesetz 1977, . 
BGB1.Nr. 320, ist diese vorzeitige Abschreibungsmöglichkeit auf die Jahte 1978 
und 1979 ~usgedehnt worden. 

: 

Als Maßnahmen zur Förderung des Exportes ist die durch das Bundesgesetz vom 
30.11.]976, BGB1.Nr. 664, erfolgte Verlängerung der sogenannten Exportforderu~ss­
abschreibung gemäß § 123 EStG1972 für die in den Jahren 1977 bis 1979 ange-, 
sc~afften Forderungen (mit gegenUber'bisher erhöhten Abschreibungssätzen) 
anzuführen. 

Eine wirtschaftspolitische Maßnahme wurde auc~ durch die Verlängerung von 
Bestim:nungen des Strukturverbesserungsgesetzes bis zum Jahre 1979 durch das 
2. Abgabc:nänderungsgesetz 1977, BGB1.Nr. 645, herbeigeführt. 

\'ieiters wurden folgende wirtschaftspolitische Haßnahmen im Zusammenhang mit 
der Umsatzsteuer durch das Bundesgesetz vom 31.3.1976, BGB1.Nr. 143, 
(Abgabenänderungsgesetz 1976) getroffen: 

a) Artikel 111 Z. 2: 

Einführung eines begünstigten Steuersatzes fUr Unternehmer in den Zollaus­
sChlußg2bieten (§ 10 Abs. EStG 1972) 
Durch die Absenkung des Normalsteuersatzes von 18 % auf 14 % für Umsätze, 
die von den inden Zollausschlußgebieten Mittelberg und Jungholz ansässigen 
Unternehmern in diesen Gebieten bevdrkt werden, sollen die sich aus dein 
Anschluß an da~ deutsche Zollgebiet ergebenden steuerlichen Nachteile 
gemildert vJerden. 
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. 
b) f\l'tik·el III Z. 6 und 7: 

N ich tcrhcbung der' Sc 1 bs t verbrauchs teuer im KaI endcrjahr 1976 

(§ 29 Abs. 1 und 7 UStG 1972) 

Die Nichlerhcbung der Selbstverbr.:wchstcuer für die auf das Kalenderjahr 1976 

('Iltfallendcn l\nschaffungs- oder llerstellungskosU::n stellt eine investitions­

förderunde t·;aßnahme im Rahmen der Konjunkturpol itik dar. Sie wurde dad~rch 

erreicht, daß die auf das Kalenderjahr 1976 entfallenden l\nschaffungs- oder 

11orstel1ungskosten eines irtschaftsgutes nicht zur Bemessungsgrundlage der . 
Selbstverbrauchsteuer gehören t und zwar ohne RUcksicht darauf, in welchem 

Kalenderjahr die ZufUhrung des Wirtschaftsgutes zur Verwendung oder Nutzung 

als Anlagevermögen erfoigt. 

Bundesgesetz vom 30.11.1976, BGB1.Nr. 666 

f,,'t i ke 1 I Z. 5: 

Änderung des Pauschalsteuersatzes für nichtbuchführungspflichtige Land- und 

Forstwirte (§ 22 UStG 1972) 

Durch die ab 1.1.19777 in Kraft getretene Anhebung des Pauschalsteuersatzes 

für nichtbuchführungspfl icht ige Land- und ForstvJirte von 6 % auf 8 % wurde der Tat­

sache Rechnung getragen, daß die umsatzsteuerliche Belastung der Vorleistungen 

der Land- und FOl"stwirtschaft seit Einführung der Mehr\'Jertsteuer gestiegen ist. 

Bundesgesetz vom 13.12.1977, BGB1.Nr. 645 (2. Abgabenänderungsgesetz 1977) 

a) Abschnitt VI Artikel I Z. 6: 

EinfUhrung eines erhöhten Steuersatzes von 30 % für Gegenstände der Anlage B 

zum Umsatzsteuergesetz 1972 

b) Abschnitt VI Artikel I Z. 7: 
. 

Ausschluß vom Vorsteuerabzug für Personenkraftwagen, Kombinationskr~ftwagen 

und Krafträdern (§ 12 Abs. '2 Z. 2 1it. c UStG 1972) 

Zu a} und b): 

Die Einführung eines -erhöhten Steuersatzes von 30 % für Gegenstände des 

gehobenen Bedarfs (Anlage B zum Umsatzsteuergesetz 1972) und die Versagung des 

Vor'steucrabzuges fUr bestimmte Kraftfahrzeuge ergänzen die im 2. Abgabenänderungs­

gesetz 1977 auf ertragsteuerrechtlichem Gebiet getroffenen Maßnahmen. Der 

Grund dafUr liegt in budget- und wirtschaftspolitischen überlegungen. Wirt­

schaftspolitisch wurde damit insbesondere eine Verhesserung der Zahlungsbilanz 

angestrebt. 

... 
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lftnsatzstcuergesetz-Novelle 1979 

Nichlerhebung der Selbstverbrauchsteuer 1979 (§ 29 UStG 1972) 

Der in parlamentarischet Behandlung stehende Antrag Nr. 147/A, der im 

Finanz- und Budgetausschuß ben.dts einstimmig angenolllillen v/ur'de, sieht im 

Interesse der Aufrechterhaltung und Förderung eines fUr die österreichische 
l~it,t.schaft giinstigen Investitionsklimas vor, daß die Selbstver'brauchsteuer 

(Investitionssteuer) nicht erst ~m 31.12.~979, sondern bereits u~ ein Jahr 
früher - also am 31.12.1978 - auslaufen soll. 

Als indirekte steuerliche Fördel~ungsmaßnahmen auf dem Gebiete der BevJertung 

und der Vermögensbesteuerung sind anzusehen: 

'a} Ausdehnung der sogenannten Schachtel begünstigung auf Beteiligungen von 

Kreditgenossenschaften~ Sparkassen, landes-Hypothekenbanken, die 
österreichische Postsparkasse und die Pfandbriefstelle der österreichischen 
Landes-Hypothekenanst{3.l ten ab 1.1.1978 (2. Abgabenänderungsgesetz 1977, 
BG81.Nr. 645/1977); 

b) Schaffung einer Begünstigung für bestirrmte umsatzsteuerfreie Exportforderungens 

die ab 1.1.1977 mit nur 85 v.H. des Nennwertes anzusetzen sind (1. Ab­
gabenänderungsgesetz1977, BGB1.Nr. 320) 

c) Im Zusarn:nenhang mit den Maßnahmen zur Energieversorgung in Kdsenzeiten 
Hurden die Pflichtnotstandsreserven und die zu del'en Haltung bestimmten 
Wi rtschaftsgüter als nicht zum EinheitsvJert des Betl'eibsvermögens gehörend 
bezeichnet und damit von der Vermö'gensbesteuerung befreit (Erdölbe­

vorratungs- und Meldegesetz, BGB1.Nr. 318/1976 i.d.g.F.) •. 

d) Die Beseitigung der Abszugsfähigkeit von PensionsrUckstellungen fUr 
Pensionsam'Jartschaften bei der Ermittlung des Einheitswertes des Betriebs­
vermögens erfolgte im Zuge der Obel'prUfung der steuerlichen Stellung des' 
"Sozialkapitals" ab 1.1.1978 (2. Abgabenänderungsgesetz 1977, BGB1.Nr. 645). 

e) Der Wegfall der Abzugsfähigkeit von Geschäftsguthaben bei bestimmten 
Genossenschaft~n ab 1.1.1979 hängt mit der zunehmenden steuerlichen Gleich­
behandlung dieser Gesell schaftsfm'ffi mit anderen Unternehmungen zusammen 
(2. Abgabenänderungsgesetz). 
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f) Die persönlichen Vcnnögensteucl"befreiungcn für die österreic.hische Post­
sparkasse und die Sparkassen wurden ab 1.1.1978 auf nunmehr 10 v.H. des 

Gesarntvermögens reduziert (2. l\!Jgabcnilnderungsgcsetz). 

9) Eine im Interesse der Steuergerechligkeit gelegene Valorisierung el"folgte 
durchz.T. wesentliche Anhcbung bestimmter sachlicher Freibeträge und 
Freigrenzen im ßcwe~tungsgesetz, wie z.8. fUr Geld, Sparguthaben, We~t­
papiere, Kunst- und Schmuckgegenstände, Einfamilienhäuser sowie durch die 
E,·höhung pcrsönl ieher Freibeträge und der Veranlagungsgrenzen im 
Vennögensteuergesetz ab 1.1. 1977 ( Abgabenänderungsgesetz 1977» BGBl. Nr. 320). 

h) Durch das Bundesgesetz vom 30.11.1976, BGB1.Nr. 665, wurde ab 1.1.1977 
die Gewährung der persönlichen Vermögensteuerfreibeträge bei Personen mit 
Doppelwohnsitz in österreich und im Ausland an die Voraussetzung der 
Ansässigkeit im Inalnd auf Grund der Doppelbesteuerungsabkommen geknUpft. 
Dies deshalb, um zu verhindern, daß einerseits die österreichischen 
Besteuerungsrechte im wesentlichen auf das Inlandsverrnägen eingeschränkt 
wUrden und andererseits der volle Abzug der persönlichen Freibeträge zu 
gev/ähren wäre. 
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Regierungserklärung (Seite 28, 2. Spalte, 6. Absatz) 

Das Anliegen der Agrar~olitü~ ist daher ein 
funiüion;;f;; .... ~iger iändiC1-:er Raüm und die 
Verbesse~ung der Lebensbedingungen der ~1en4 
sehen in dies2n Regionen. Deme:1·.s:?r~C'h~nd' 
sind die Sch\-,re:plli"1:<te der Agrarpolitik der 
Buncesregier:.lng in den nächsten jiChre:l: 

Die \yeite:e \.rerbeSsertln~; der :=inkc.\:n:1~~41 fi.lr 
die bdt.:erlichen Famili~n durch el:1~ :lU.5G~91"t' .. 
cel,2 ?rodukti~ns-: Markt- I.:nd Preis?olitlk; 
-' .' -;..... . ~ . 

Durchführung 

Mit dem Abgabenänderungsgesetz 1977, BGBl .Nr.318, wurde die Einheitsbewertung der 
land- und forstwirtschaftlichen Betriebe im Hinblick auf die zum 1.1.1979 durchzu­
führende Hauptfeststellung wesentlich verbessert. So wurden z.B. Begünstigungen 
für Forstflächen zwischen 10 und 100 ha. geschaffen, eine Verbesserung der Bewertun~ 
landwirtschaftlicher Wohngebäude und eine der zeitgemäßen Bewirtschaftunsform 
angepaßte Berücksichtigung von Handelsumsätzen im Rahmen landwirtschaftlicher 
Betriebe erzielen. 
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Regierungserklärung (Seite 29, 2. Spalte, 7. Absatz) 
_._----~._._. ~~---..._-----_._-----

Die Bundesregienmg hat in der !etzten· 
LegjslatuI:.Jericde di:r'.. Scnutz uns~rer Umwelt zu 
einem vordringlich"!u ArJ1egsn ihre: Poli~ik 
gemacht. 

Durchführung 

Im Interesse des Umweltschutzes hat das Bundesgesetz vom 30.11.1976, BGB1.Nr.664, 
~ine erhöhte vorzeitige Abschreibung der Anschaffungs- bzw. Herstellungs-
kosten von Anlagen vorgesehen, die elektrische Energie überwiegend aus der 
Verbrennung eigenbetrieblich anfallender Abfallstoffe erzeugen (§ 8 Abs.4 
Ziffer 4 EStG 1972). 

Auf Grund der Formulierung des § 62 Abs. 1 Ziffer 3 ßewertungsgesetz ist eine 
flexible Handhabung der vermögenssteuerlichen Begünstigung für Umweltschutz­
anlagen möglich. 
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Regieru"~,gsel~klärung (Seite 26, 10. Absat~ 

Hohe:> BOlUS! Der Fremder.verkehr hat sich in 
österr€':ich ir: letzter Zeit bemerkenswert ', .. eiter­
entvl1ck~1t. 

Durchführung 

Im Jahre 1977 ist die Gründung der Mühlbacher Fremder.verkehrsgesellschaft m.b.H. 
(Stammkapital 30 Mio S, Bundesanteil 66,67 %) mit dem Ziel erfolgt, die Infra­
struktur der Region ~1Uhlbach nach Sch"; ießung des Kupferbergbaubetriebes zu fördern. 

Regierungserklärung (Seite 27, 2. Absatz) 

r\u.f;auend allr der Neuordnung des B'.l.'1des­
straßennetzes ",,;urde eine Reihung der Ausbau­
vorheben nach ihrer Dringlich-'.(eit auf '.'wissen-

-... n' ... 1-
scha~tlicht:r Busis vorg'~nom:nen. 012 L-·nngnc.l-
keitsreihliIlg für Gen AU:i":Jau d~r AU~ooa.;-lDen 
und Sch!lellst.ra3en lleqt seit Herbst 197~ vor, 
jene für den Ausbau de; Blmclesstr3.;:,en B "N1.1rde 
gleicafalls bereits abgeschlo~sen .. 

Durchführung 

Im Zeitraum Ende 1975 bis Ende 1978 wurden folgende Streckenabschnitte der 
Schnellstraßen von den Finanzierungsgesellschaften fertiggestellt: 

TAAG: Rennweg-Rauchenkatsch 4,5 km 
BAAG: Südtangente Inntalautobahn 2,3 km 
PAG: Kleinalmstrecke 32,6 km 
ASTAG: Arlb~rgtunnel 16 km 

Regierungserklärung (Seite 27, 18. Absatz) 

L"'c::; !:-'.·,p(':s·'.~tiC'J~~:.·.;:·:og7"':'7:'1:r.. cc:;: DDSG i;:: l:8: 
Güt<::rs;:1":iif;:nrt wird abgeschlossen. 

Durchführung 

Der ODSG sind in den Jahren 1975 bis 1978 Kapital~inzahlungen von 335,071 Mio S 
zugeflossen, die vordringlich In~estitionen im Bereich der GUterflotte gedient haben. 
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Regierungserklärung (Seite 28, 3. Absatz) 

Hohes Haus! Das starke Ansteigen der 
Baukosten in den Jahren 1973 uhd 1974 im 
Wohnul1gsbi:1u l: . ."1d die A...:.heblL:Q c,er Kreditko­
sten cd dem K3.Ditalmarkt barne-; die Gefahr in 
sich, daß die soiiale Wohnbauleis~ung stagniert 
und. geförderte Wohnungen für finanziell 
schlechtgestellte Bevölkerunc:skrl:'ise uner­
~dn''''i::glich we:-den. Die Bu..,~:es!"egierung hat. 
d3ra'JI"m umfangreiche Sta bilisierll.'1gsmaß­
n::.l">~':1en beschlossen, die scr-Ji8ßlich :::~ einer 
ge""issen Bemhigung der Baupreise gefühn 
haben. 

Durchführung 

Von den Gesellschaften, an denen der Bund beteiligt ist, wurden insgesamt 
5.326 Wohnungen errichtet. 

Regierungserklärung (Seite 29, 3. Absatz) 

Die 'Blmdesregierung wir~ im. b'3sonderen der· 
V'=?rbesseru..'1g der Infrastruktur in den noch nic~t 
ent;or\~chend ent'iviö:elten Bo?rg- und Grenzge­
biet~n Vorrang einräumen. Sie wird trad:ten, 
durch eine verbesserte Arbeitsl:eilu::19 in der 
landwirtschaftlichen Produktion!'v[ittel für die 
direkten Ein'.·<Ommenshilfen - den Bergbauern· 
zuschuß - 7.1.1 ersi:hli~ßen, u!1d sie wird nic..'ü 
zuletzt durch ein Ent:,~"ickb.l:1;5gesetz für dica. 
legistisc~en Gnlndlagen sorgen, dm"ch die riiese 
Politüc der Erhaltung der Berglandwirtschaft 
und damit :luch der Kulturla~,dschait in den 
Berqoehieten auf wirkur:gsvolle "\leise weiter 
ausg~5taltet werden :;;:aml. (BeifaII bei der SPO.) 

Durchführung 

Die Republik österreich hat sich am Stammkapital der im Jahre 1975 gegründeten 
Nö Grenzlandförderungsgesellschaft m.b.H. von derzeit S 60 Mio mit 50 % beteiligt. 
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Regierungserklärung (Seite 30, 7. Absatz) 

Durch die Raumordnungsp01itik ist es auch in 
den strukturschwachen Gebieten' Oster:eichs zu 
einer Verbesserung der Lebens- und Einkom­
mensbedingungen gekommen. 

Durchführung 

Der Bund hat durch Gewährung von Darlehen an die Entwicklungsgesellschaft 
Aichfeld-Murboden GesmbH die Finanzierung des Sonderwohnbauprogrammes ermöglicht. 

Der Bund hat sich weiters an der im Jahre 1978 gegründeten Entwicklungsgesellschaft 
Hausruck GesmbH, die mit der Vorbereitung neuer Arbeitsplätze im Zusammenhang mit 
der Wolfsegg-Traunthaler - Kohlenwerks AG,befaßt ist~·b~teiligt. 

Regierungserklärung (Seite 33, 12. Absatz} 

Di~ ter~1inc:.?mäße FE;rticrsteilunc; des Ir:ter:1d.­
tionC'Jen Amt;sitz- und Ko;'ferenzz~ntrum5 Vii;>f'l 
im Jahre 1978 wird diesem "2.estreben förderiich 
sein, und durö die Erris'rJ.tung eines modemen 
österreichischen Könferenzzentm.rns wird diese 
Politik weiterhin konsequent fortgesetzt werden 
können. 

Durchführung 

Der internationale Teil des Amtssitz- und Konferenzzentrums Wien wird am 
23. August 1979 übergeben werden. 
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Regierungserklärung (Seite 35, 15. Absatz) 

. schwerpunkte der ramEienpoUtik in der 
ver9angent!n Leg'islaturperiod2 'S2_ren die \1~r .. 
besserung der \~orsorgen für diB \ .... erd2nc.t: 
!Vtlltter und das neugehüre:le (~ind s·)-,'ii~ 

Maßnahm2D. zur Eerbeiführuna vOn mehr 
. Chancengleicp.neit in der Au;biidung 'der 

Kinder. 

., Durch-führung' 

: 

1.~it Wirkung ab 1.1.1978 wurde das doppelgeleisige System 

des FamilienlF.stenallseleiches, welches einE:l'seits bei der 

, Ei nkOr"-''Tien{ J,ohn-) s teuer einen Kinderabsetzbetrcß, [~nderersei 1..8 

ei ne vorn Einkor:u.len unabhänßice Fcmilienbe j hil fe vorsah, 

besei tigt. DIeses System h2t te n~mJ.ich den l::~ch tei 1, d:013 es 

Familien mit einem geringen EinkoffiILen und Fc ..... rrdlien mit einer 

großen Kinderanzahl schlechter stellte, r:eil diese den 

steuer) ichen Kind.erabsetzbetr2g meist nicht oder nicht Zlr 

G~n~e ausnUtzen konnten. Dieser Nachteilwllrde dadurch 

beseitiet, daß die steuerlichen Kinderabsetzbeträge ab­

cesch~ fft und die Farnil) enbeihilfen um den entsprechenden 

Betrag (4.200 S jährli eh) erhöht wurden. (BG vom 13. 12. 1977, 
hGB1.Nr. 646.) Die Enh .. icklung der F:!milienbeihilfenGi~tze 

in der Zeit nach dem 5.11.1975 ist der folGenden Übersicht 

zu c'nt.nehr.lpn: 
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, . 
liQ;'c der Fpw11 tenbe ihi 1 fc ab 

.t.!J_~1912 +) .L~LJ.9:16 +) 1 .1 . 1 ~n+) 1 .1 .1-TI§ j_d .. !J ') 19. 

TUr e:in Kind monatlich 340 S 420 3 450 S 880 3 910 .) 

fUr ~~~'fe i Kinder monatlich 740 S 880 S 940 S 1.800 S 1 .860 
~ . ., 
,.) 

für drei Kinder mon~ülich 1 .275 S 1.440 S 1.530 S 2.8~0 S 2.93·0 :3 

f;~r vi<::r Kinder Dlona, tllch 1 .705 S 1.920 S 2.040 S 3.780 S 3.900 .:3 
p .• 
..l ur Jeoes weitere Kind 460 S 510 S 540 S 980 S 1 .010 .J 
IT;(Jn:-:. t 1i ch 

2. Im Berichtszei trflUJIl erfolgte auch el ne bedeute nde ßr­

höhung des Zuschlages zur Farrdlienbeihj lfe für erheblich 

behinderte Kinder (erhöhte Familienbeihilfe) , wie der 

folgenden Übersicht zu entnehmen ist~ 

. 
Zuschlag zur Familienbeihilfe für jedes erheblich 

behinderte Kind monatlich 

ab 1.1.1975 • •• 0 340 3 +) 

ab 1.701976 • 0 • 0' 8403 +) 
ab 1 .1 01977 · .0. 900 s +) 

ab 1 .1 .1978 1.050S 

ab 1.1,01979 • • • 0 1 .100 S 

+) Bis einschließlich 31.12.1977 \-HArden in den Eonaten 

Feber, 1-1ai, August und November 30nderzC::!1ll!ncen in Höhe 

je eines halben I·1onatsbezuees gewährt; ab 1.1 .1918 ist 

daeegen die Familienbeihilfe in den einzelnen lr.O!laten 

cleich hoch. 

3. l'~it Wirkung ab 1.1.1978 (BG vom 13.12.1917, BGB1.Nr. 646) 
wurde die Betragsgren~e, bei deren Überschreiten eigene 

r.:inkUnfte des Rindes, welches das 18. Lebensjahr vollendet 

hnt, einen Beihilfen(~~.e::~:cJ:.. ausschließen, von bisher 1.000 S 

r."jQn~tJ. ich auf 1.500 S"anec}lOben. 

. ' 
:~ 
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~iclwl fahr't.bej hj.1 fe ----_ .. - . -. ~ ... ..-,_._-- ----_ ...... -_ .. -

!·iit Wirkunß nb 1.9.1976 (13G vorn 13.1?.1976 o BGBl.Nr .. '111) 

"mrde die 3chulfnhribeihj lfe p die firr die ZurUcklccung des 

l;Jt'(;CS zwischen ;'lohnune und Schule Gcw~ihrt wi rd p wcnn das 

Kind an den Schülerfreifahrten nicht te ilnrl1men kr·mn D erhöht p 

und zwar von bißher 25,- S bis 80 g - S monatlich auf nunmehr 

'10,- S bis 180,- S C!lonatlicho 

Cc>burtenbeihjlfe ---_ .. _. __ ._-----------

Das BG vom 9.6.1976, BGBl.Nr. 290 1 brbchte eine Verbesserung 

bei der Geburtenbeihilfe. Auf Grurid der Bestir~unGen dieses 

BG ovlird der 2. Ifeil der Geburtenbeihilfe; der filll&ßlich 

der Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes gewährt 

wird p unfibhtingig davon ge'.d:i.hrt p ob auch auf den ersten 

Teil der Geburtenbeihilfe Anspruch besteht oder nichto 

!.;u.38rd"em ha"ben ntu1!'1ehr Anspruch Ruf den zweiten Teil der 

Geburtenbeihilfe auch ~ndere Personen als die leibliche 

l'lutter p z.Bo die Adoptivrnutter oder die PflegerDuttero 

Jus Mitteln des Ausgleichsfonds fUr Familie~bcihilfen 

werden u.a. ab 101101976 die nachdem UnterhP.ltsvorschuß­

e:;ef3ctz 1 EGBI 0 Nr. 250/~ 976 D zu leistenden Vorsch\lsse p..uf 

den gesetzlichen Unterhalt gezahlto 

Durch die Abschaffung der Kinderabsetzbeträge bei gleichzeitiger ent­

sprechender Erhöhung der Familienbeihilfen (2. Abgabenänderungsgesetz 1977, 
mit Wirkung ab 1.1.1978) ergaben sich Verbesserungen der Nettoeinkommen 
für Steuerpflichtige mit Kindern, deren Einkommen unter'oder nur knapp 
über der lohnsteuerpflichtigen Grenze liegt. Darüber hinaus können hin­
sichtlich der Besteuerung der sonstigen Bezüge nunmehr beide Ehegatten in 

den Genuß der ermäßigten festen Steuersätze komnen, wenn einem der Ehe­
gatten fUrein volljähriges Kind familienbeihilfe gewährt wird, während 
dies vorher nur für~inen '[1 ternteil, der überwiegend .die· Kosten für die 
Berufsausbildung trug, möglich war. Das gleiche gilt für die Berechnung der 
zumutbaren.Mehrbelastung bei Anträgen wegen außergewöhnlicher Belastung 
gern. § 34 EStG 1972. 
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Regierungserklärung 
{Seite 34, 4. Absatzt 

Die Bundesregi'.'!l'tng ' . ..,ir:! im Interesse der 
europiiischen .lnteqratior~~bes:.rebun0p.n alle 
Mög'~ichkeitcn wd.h~:!ehmen. (:ie zu t2iner ver­
st~i.rl(tE:n ?u5an11T1.ei1;L-bl~!t 7'l::.t d(~r EUfGpi:tischcn 
Gerneir: .. :~-~dft fiJ:lren :"ön!1tp::., SG\vcit dies Init 
dem Status der im:-:l'~nvä:",re",den Neutralit~t 
österreichs und des.!en Verpf1ichtuDgen aus 
dem Staatwertrag vereinbar ist. Sie mi!3t ~ms c~erl 
gleichen Erwiigllilgen wei.erhira der EfT A große 
Bedeutung bei, deren Auigaben im europä­
ischen Jn~egrationspfCJzeß noch keineswegs 
erschöpft sind. 

Durchführung I .. ,Intensivj c:rung der ZusC3mm.enarbei t - im Verein 
und den anderr:q 1 Eli'TA-St83ten - mit den Euronäi-- ._~-----~ . ~ 

sehen Gemeinschaften auf Gebieten innerhalb dor -----
!'reihandeLsaokommen . EvJG und EGKS und . .außerhalq, 
dieser Vereinbarungen c_ ~ 

In der EFTA besteht Einigung darüber, daß eswünsc!1ens­
wert ist, die bestehende Zusammenarbeit zwischen den EF1'A­
Staaten und den Europäischen Gemeinschaften zwecks Förderung 
eines ständigen \-lirtscbaftsi'lachstUms, zur Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit und der Inflation 
der Währungsstabilität zu vertiefeno 

sowie zur Herstellp.ng 

Nach Erreichung des zollfreien vlarenverkehrs auf dem 
gewerblich-industriellen 'Sektor am 10 Juli 1977 konzentrieren 
sich die Bemühungen Österreichs auf den Abbau des außerordent-

·lich hohen Handelsbilanzdefizits gegenüber den EG e Es ist klar, 
daß dies nur durch Förderung der österreichischen Exporte und 
nicht durch :protektionistische Grenzmaßnahmen erzielt werden 
kann 0 Auch die Gipfelkonferenz der EJ!'TA-Regierungsscbefs ~ die 
im Mai 1977 in Wien.stattgefunden hat, betonte, daß der freie 
Zutritt zum Gemeinsamen Markt und zu seinen Versorgungsquellen 
für das reibungslose Funktionieren des Freihandelssystems von 
gemeinsamem Interesse ist~ 

Vom österreicbischen Standpunkt aus sind folgende Bereiche 
von besonderem Interesse: 

10 Yerbesserupp: der UrsprunE0.ref,el~ 
Im Rahmen der Freihandelsabkommen soll die Zusammen­

arbeit zwischen EFTA und EG durch Vereinfachung der in diesen 
Vereinbarungen enthaltenen, jedoch sehr restriktiven Urspru.ngs­
regeln verbessert werden, die sov.rohl den EG-EFTA-internen &ls 
auch den weltweiten Handelsverkehr nachteilig beeinflussen. 
Schon im März 1975 leGten o.aher die EFTA--Staaten ltnter dem 
Titel "further revie\;,1! den EG diesbezügliche Vereinfachungs··· 
vorschläge voro Sie stehen gegenwärtig im Rahmen der EG noch 
in Beratungo Auf diese nachtcil:iegen v!irkun(3cn haben im übriGen 
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bei den gegenwärtigen GATT-Verhandlungen der "Tokio-Runde" 
auch die USA hingewiesen" 

2 0 Erweiterter I"larktzutr i tt für die 11 sensiblen Produkte" 

Ein weiterer Bereich, indem im Rahmen der bestehenden 
Freiha..1J.delsabkoIJ'.men der \.Jarenaustausch Österreichs mit den EG 
intensiviert , .. erden könnte, ist jener der sogenannten II sensiblen 
Produkte", bei denen der Zollabbau noch nicht abgeschlossen 
ist. Der Problemkreis der 11 sensiblen Produkte" vrurde sowohl 
bei der \-liener Gipfelkonferenz der EFTA-Regierungschefs im 
11ai 1977 als auch beim Besuch des Vizepräsidenten HAFERKAI1P 
11i tte September 1977 in \-lien eingehend erörtert 0 Es handelt 
sich um Erleichterungen für vlaren des Papiersektors" bei dem 
sich der verlangsamte Zollabbau bis zum Jahre 1984 erstreckto 
Die bisher festgesetzten Richtplafonds und das System der 
Zollfreikontig~.n.t:..~ gegenüber den Al t-EFTA-Staaten (Großbritannien 
und Dänemark) haben sich als völlig unzureichend ervlieseno 
Von Österreich wird daher eine jährliche Aufstockung dieser 
Plafonds und Kontigente sovJie ein frühzeitiger vlegfall dieser 
Sonderregelungen überhaupt verlangt" 

Auf dem Stahlsektor 'Ifverden von Österreich konkrete Maß­
nahmen zur Verhinderung von Dumping-Importen und eine bessere 
Preisdisziplin seitens der EGKS geforderto 

3. ErleLc;:,h.t.erun~.n für die._österreichischen Agrarexporte 
Bei den Tagungen des Gemischten Ausschusses Österreich­

EGKS \~rde von der österreichischen Delegation wiederholt 
darauf hingewiesen, daß das hohe Außenhandelsdefizit auf dem 
Agrarsektor weiterhin Anlaß zu ernster Besorgnis seitens der 
östeI'reichischen Bundesregierung gibt" Diese besorgniserregende 
Ent\vicklung des österreichischen Agraraußenhandels mit den 
Ländern der EG stand auch im Mittelpunkt der Gespräche, die 
Vizepräsident GUNDELACH im September 1978 'in \"]ien führteo 
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Von Öste::::,reich \·rurde folgerichtig verlangt, daß die 
im Artikel 15 des Freihandelsabkommens mit der E'\>JG ent-
haI tenen l"1öglichl}ei ten besser ausgenützt werden, und zwar 
durch Aufstockung des Kontigents für Nutzrinder, durch Maß­
nabmen auf dem .!3chlachtrinder- und Rindfleichssektor, durch 
Beseitigung admi~istrativer Hemmnisse bei der Ausfuhr von 
Zuchtrinderr.:, durch die Anerkennung des österreichischen 
~i tätsv.'cinbef~riffe~ und durch rasch \o!lrksame Anpassungen 
im Rahmen des abgeschlossenen ~äse-l"1indesRreisabkommens .. 

'-I-. Intensivere Zusammenarbeit in Bereichen, die nicht 
unter die Freihandelsvereinbarungen fallen ("follow­
:u-pll der \-liener EFTA-Gipfelkonferenz) 

a) Die \-liener Gipfelkonferenz der EFTA-Regierungschefs 
im Mai 1977 bescqloß, die EFTA stärker als bisher für Konsul­
tationen über eine umfassendere Reihe von Wirtschaftsfragen 
im Zusammenhang mit den Zielsetzungen der Assoziation zu 
nutzen .. Einvernehmliche Auffassung v.TLlrde auch darüber erzielt, 
daß die Heiterentväcklung der Zusammenarbeit der EFTA-Staaten 
mit den EG durch 

- einen verstärkten Informationsaustausch, 
- engere Konsultationen in verschiedenen wirtschaftlichen 

Fragen und" wo dies erforderlich sein sollte, auch 
- durch koordinierte Anstren~ngen zur Sicherung des 

Freihandels und zur Verbesserung des aTIgemeinen wirt­
schaftlichen Verhältnisses 

\·.riinschenswert ist .. 

b) In der Z\·:i schenzei t ist eine Reihe interessanter Ent­
wicklungen zu verzeichnen, so die Ausarbeitung eines "Interims­
abkornmen's" zwischen den EFTA-Staaten und Snanien und. die Ge­
spräche mit Jugosla\'J'i_~ll zur Ausdehnung und Insti tutionali­
sierung der multilateralen wirtschaftlichen Zusammenarbeit. 
vlei ters haben die EF1fA-Staaten auf einer Vielzahl von lndi vi­

duellen Sektoren engere Verbindung zu den EG aufgenommen. 
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· ._~'-

.ö_sterrei eh ist in fo 1geIl.den Bereichen. aktiv ge'\'lOrden:· 

aa) Erlvei terte Zusammenarbeit im Bereich des, Verkehr~Q 

In diesem Zuscunmenhang verdient der österreichische "Straßen·­

verkehrsbeitrag" besondere Bedeutung. Eine Lösung auf europa­

'dei ter Ebene vrird an,gestrebt. 

bb) EI'v,iei terte Zus&mmenarbei t in. den Bereichen der 

\y~ssensch§_~t, Jechnik und ~orschunßo Die unter der Bezeichnung 

COST (Coopera'-tion eu.Iopeeillle dans le domaine de la Recherche 

Scientifique et Technique) organisierte Zusammenarbeit auf 

d.em Gebiet der \'lissenschaftlichen und technischen Forschung 

"mrde "leitergeführt und ist von hochaktuellem Interesse .. 

Österreich beteiligt sich zn CaST-Aktionen in den Be­

reichen des p~ernmelc1&..wesens, der I\le};allu,rgie,. des P"Plwel t­

schutzes und der .I"leteorologie, \\Tobei namhafte österreichische 

Firmen aus mehreren Branchen sowie verschiedene österreichische 

lIochschulinstitute mit Erfolg mitarbeiten .. Die Ergebnisse 

dieser Forschungsarbeiten waren bisher so zufriedenstellend, 

daß sich die teilnehmenden Staaten entschlossen, einige 

Forschungsprojekte, die bereits abgelaufen waren, t~ mehrere 

Jahre zu verlängern. 

Derzeit vlird überdies die 11öglichkei t .der Teilnahme 

Österreichs an einem Forschungs:R,ro,iekt des Um',vcltschutz.es, 

das vom EG-Rat als Gemeinschaftsaktion mit Eeteiligungsmög­

lichkei t für interessierte Drittstaaten konzipiert ,,"'Urde, ge­

prüft" 

cc) Das ]~uropä_ißche Patentübereinkommen ist am 7 .. 0ktober .. . ... _..... ~ .' .. 

1978 in Kraft getreten .. Es vJUrde bisher von 16 Staaten unter-

zeichnet. Es ~lird eine Verbessel."'Ung des Erfinderschutzes in 

Europa durch Rechtsvereinheitlichung und Kostensenkl.l.ng beim 

ErvJerb von Schutzrcchten bringen. Österreich hat sich an den 

Vorarbeiten als Unterzeichnerstaat aktiv beteiligt .. Durch 

Verträge zwischen. der Europäischen Patentorganisation und dem 

österreichischen Pc~.tentamt wird Österreich eine Sonderstellu.ng 

im Europäischen Pntentverteilungsverfahren erhalten. 
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dd) Die EG-KOlr.mission hat den Entwurf einer Verordnung 

über eine ,Gelr~in~chaftsmarke. veröffentlicht. österreich 

prüft - zusammen mit den anderen EFTA-Staaten-sowohl den 

Inhalt als auch .die Rechtsform eines einhei tliche"n Europäi­

schen MarkenrechtsQ 

5 V .} "1 t·· Öct . b d 1111 • J...t 1 1" d o _~..la.,. ".1ll.s ~). errelC J.S zu en nlt- e. meer an ern, 

.di~ B~t.trittsv~rber bei den EG sind (Griechenland, 

Portugal. u.nd S1?_~!lien2 

Am 6. Juni 1978 faßten die Staats- und Regierungs­

chefs ("EuropäischerRat") den grundsätzlichen Beschluß, dem 

Antrag der drei Mittelmeerländer Griechenland, Portugal und 

Spanien auf Er\'lerb der Vollmitgliedschaft bei den Europäischen 

Gemeinschaften st~ttzugebeno 

Nach intensiven Verhandlungen soll der Beitritt Griechen­

lanqf2 zu den EG mit 10 Jänner 1981 wirksam werden. 

Portuga.l, das EFTA-Staat ist, ist im 11ärz 19'77 ebenfalls 

an die EG mit dem Antrag herangetreten, Vollmitglied der Ge­

meinschaft zu werden. Die Beitrittsverhandlungen mit diesem 

Land ~~rden am 17. Oktober 1978 eröffnet • 

. Spani,e_:q hat ebenfalls sein Bei tri ttsansuchen in BrüSsel 

deponiert und die.Verhandlungen ~rurden am 5. Februar 1979 

eröffnet .. 

Für Österreich bedeutet die bereits beschlossene Erweite-- . 
rung der EG von einer "Neunergemeinschaft" auf eine "Zwölfer­

gemeinschaft" eine Ileue, sehr schwierige und umfassende Ver­

handlungsphase , bei der so\·!Ohl die volksvlirtschaftlichen als 

auch die rechtlichen (verfassungsrechtlichen) AuS\·!irkungen 

sorgfäl tig untersucht v/erden müsseno Für Österreich kommt es 

ha1.!±sächlich darauf an, die gegenüber den EG-\-Jaren bestehende 

Zolldiskrirn.inierung auf den Märkten der Be1 tri tts\'Jerber zu 

beseitiGen. Im übrigen hat die EFTA-Ministerkonferenz im 

November 1978 für die !1i tgliedstaaten entsprechende ~_~J!B.r.\lE.9:­
sätze ausgea~~bei tet, die bei den bevorstehenden Verhandlungen 

beachtet werden sollen. 

.' . .., "".",,,.~,:,,,,.,.--t".'~'" ,'- ",.. ... , •.•.. 
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11. Vertiefung der bilateralen Beziehrmgen zu allen 

§ta~tten, :i.nf?.Qfsondere zu den Nachbarstaaten . (Ost­

.staaten) 

'1) \1ährend das Verhältnis zu den westlichen Nachbar­

staaten Österreichs entweder durch die multilateralen Ab­

kommen (GATT. OEeD) oder durch die Freihandelsabkommen 

(EFTA, EG) geregelt sind und durch die Gemischten Kommissionen 

Österreich EHG-EGKS vleiter entwickeln werden, wird der gegen­

\\Tärtige Hande'lsverkehr mit den Oststaaten durch\vegs durch 

IILangfri stige AbkoIilffien über den \~arenverkehrn geregelt.. Ihre 

Gel tungsdauer v,lird in Ermangelung einer Kündigung automatisch 

jevmils um ein Jahr verlängert 0 

Über den ganzen Zeitraum der Geltungsdauer dieser Ab­

kOmTI1Cn k~~ festgestellt werden, daß der Warenaustausch 

zwischen Österr'eich und den RtH.J-Staaten einen '\'fesentlichen 

Aufschvrung genommen hato Der österreichische Außenhandel gegen­

über den Oststaaten ist von einem erheblichen !1andelsbi.l.ap.~­

akti\~m zugunsten Österreichs gekennzeichneto Eine Ausnahme 

,bildet wegen der großen Energieimpor~nur die UdSSR e 

2) Die .Struktur .der österreichischen E:A.'"Porte und Importe 

blieb trotz der Befürchtungen, daß in Europa eine erhebliche 

Handelsverlagerung zugunsten der -EWG- und EFTA-Staaten \'legen 

der abgeschlossen~n Freihandelsvereinbarungen stattfinden 

werde, .ill2Ye_rände.!:t st8.pilo Auch der VOll österreichischen vJirt­

schaftskreisen "legen der am 10. Jänner 1975 eingeführten vollen 

GATT.-Liber~lisierung P-;0gepüber den Ost staaten befürchtete 

und die österreichische \t!irtschaft schädigende Importboom 

trat nicht ein. 

a) Ein weiteres aktuelles Problem stellt die erhebliche 

Vcr§.chuldunp; der Oststaaten dar, ein Umstand, der zu einem 

sehr ernsten Hindernis für die Au s,.;e i tung ,der gegensei tigen 

Handelsbeziehungen werden könnteo Österreich ist jedoch be­

strebt, seine guten Handelsbeziehungen zu den Oststaaten 

nicht nur beizubehalten, sondern v·lei ter auszudehnen" Auf 

längere Sicht gesehen, wird keine 'merkliche Verringerung der 

Handelsbeziehungen Österreichs zu den Oststaaten befürchtete 

.' , 
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b) Bei Inkrafttreten der Ergebnisse der im GATT statt­
f.indenden. Hlli'1del sverhandlullsen (IlTokio-Runde 11) werden 
weitere Einfuhrerleichterungen durch österreichische Zoll­
senkungen und durch qandere Liberalisierungsmaßnahmen auch 
für die Importe aus den Oststaaten eröffnet werdeno 

c) Überdies vlird auf Grund des § 6 Zolltarifgesetzes , 
wonach der J:3uncles[fdr~~_ster fÜr Finanzen Zollermäßigungen u"a" 
~}1s _12.:r:ei s- oder._.vers,9I'.ß.ungspolJ ti Behep Gründen einräumen kann, 
und auf Grand der im Zolltarif enthaltenen "Kann-Anmerkungen U 

der Handel mit den Oststaaten sehr beg,iiIlstigt; diese· Staaten 
",reisen immer vd.eder auf die \-!ei tergabe der aus der EFTA und 
der EG entspringenden Präferenzzollsätze hinQ Von Österreich 
muß a.rgunentiert vlerden, daß es im vlesen der Integ.rationsformen 
der EG und EFTA einerseits und des RGH andererseits liegt, daß 
die Rechte, welche die I'li tglieder einander gevlähren, an Dri tt­
staaten nicht vlei tergegeben v;erden müsseno So genießen auch 
die Staaten des RG';! in ihrem Raum erhebliche systembedingte 
~1arktvorteile, von denen westliche Staaten ausgeschlossen 
sindo 

3) Im Jahre 1972 wurde nach den Empfehlungen der Welt­
handelskonIerenz (UNCTAD) das österreichische Präferenzzoll­
ß..esetz geschaffen? das die Einfuhren aus den "EntvJicklungs­
länderntlfördern soll .. Die Geberländer (OECD-Staaten) und auch 
einige Oststaaten sind damals übereingekommen, ' das Prinzip 
der II self-election" zu akzeptiereno Nach diesem Grundsatz 
der IISel bsb·.rahl rr kommen die Zollpräferenzen geßenüber den­
jenigen Ländern zur Anwendung, die sich selbst als, "Entwick­
lungsländer" erkläreno Von den Oststaaten haben von diesem 
Prinzip i[ugosla\Vien, Rumänien und Bulr;ariej! Gebrauch gemacht 
und genießen seit dem 10 April 19'72 die sich aus dem Präferenz­
zollgesetz ergebenden Vorteileo Derzeit beträgt die Zoll­
senkung 50 % für den gewerblich-industriellen Sckt.or und 35 % 
bei bestimmten Textilprodukten sowie die Begünstigungen einer 
bcsonderen.Agrarlisteo 
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4) Ein Schwerpunkt der vlirtschaftlichen, technischen 
und \'rissenschaftlichen Beziehungen zi'lischen Österreich und 
den Oststaaten liegt in der medernen Zeit bei den sogenannten 
IIKoouerati onsabkommen ". Die Kooperationsgeschäfte' stellen 
eine höhere Entwicklungsferm des Außenhandels dar. Als die 
RG\v-Staaten den \-lillen beh.'"Undeten, mit westlichen Ländern 
zu keeperieren, i'lar dies-vem pelitischen Blicb:linkel aus ge­
sehen - auch ein deutliches Zeichen der Entspannungspolitik 
in Europa. Gleichzeitig bedeutete es den Auftakt für Initia­
tiven größeren Ausmaßes auf beiden Seiten. 

5) Österreichische Unternehmen haben mit den Oststaaten 
ausgezeichnet funktionierende Keeperationsverträge abge­
schlessen, die insbesendere den Klein- und Mittelbetrieben 
eine eptimale Hilfestellung leisten. Die höchste Zahl ven 
Keeperatiensverträgen irurde mit Ungarn abgeschlessen .. Insge­
samt b~ehen bisher ungefähr 170 Keoperationsprojekte zwischen 
Österreich und den RG\·I-Staaten. Der Hauptinhalt der z,,,ischen 
den Regierungen abgeschlessenen Keeperationsverträge besteht 
in "Rahmenbestimmungen" für individuelle Keeperatiensprejekte, 
die zwischen österreichischen Unternehmen und den östlichen 
Staatsbetrieben abgeschlessen werden. Sehr gut entwickelten 
sich in der letzten Zeit die Ko-Produktionen, \'lobei sich jeder 
Partner auf einen ' bestimmten Teilprezeß der Fabrikatien 
spezialisiert. Ein weiterer wichtiger Bereich i~t die Zuliefer­
pro. dllkt io.:q 'auf Grund des zur Verfügung stehenden ."kno\\T ho \'1 11 .. 

Die segenannten "joint ventures" zwischen Unternehmen Österreichs 
und der Oststaaten in Drittländern stehen jedoch erst im 
Stadium der Entwicklung. 

6) Zu 'den allgemeinen Preblemen gegenüber den Oststaaten 
zählt in neuester Zeit die !orderung nach Abschluß yen Gegen­
geschäften oder dem Einkauf ihrer Waren. So werden beispiels­
weise Einfuhrbe\'Jilligungen für österreichische Waren nur dann 
erteilt, vlenn für einen hohen Prozentsatz des Exportwertes 
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Waren des betreffenden.Oststaates gekauft werden .. Koopera­
tionen ,.,erdenvielfach nur dann genehmigt, wenn der gegen­
sei tige '.Jarenaustausch im Verhältnis 1: 1 erfolgtQ Durch 
diese sehr restriktiven r-Iaßnahmen wird der 'österreichischen 
Export in die Oststaaten sehr behindert .. 

Im einzelnen ,·mrde mit der So'· ... ,jetunion eine gesetzes­
ändernde Notenwechsel abgeschlossen, mit dem der Zollsatz 
für bestimmte PKW (mit mindestens 17 cm Bodenabstand und 
einer Blechstärke von mindestens 0,7 mm) ab 1" Oktober 1975 
von 20 % auf 8 % und vom 1 ~ Juli 1977 auf 4 % des \~ertes ge­
senkt ,,,'Urde (siehe .BGBloNr. 460/75 und 300/1977). Auf Grund 
der GATT-Meistbegünstigung zieht jedoch Japan aus diesen 
Zollsenkungen den größten Vorteilo 

7) Es gibt eine erhebliche Anzahl von Problemen, 
"""die in bilateralen Verhandlungen, insbesondere 

- -
im Rahmen der Gemischten Kommissionen, kontinu~lich diskutiert 
und innerösterreichisch bei interministeriellen Besprechungen 
unter Teilnahme der Sozialpartner abgestimmt werden. 

111. ;Beziehungen Österrei chs zur "Dritten \>lel tU 
1) Hinsichtlich !r-opischer Produkte vrurden von 

den Industriestaaten anfangs März 1976 Angebotslisten im 
GATT hinterlegt. Nach Abschluß der Verhandlungen haben di.e 
Industriestaaten diese Zugeständnisse vorweg in Kraft gesetzt, 
und zwar in der Form, daß sie diese in die einzelstaatlichen 
Präferenz systeme einbezogen haben. Diese Zugeständnisse sind 
somit Bestandteil der autonomen Zollgesetzgebung jedes Geber­
staates und nicht Gegensta.'ld einer Bindung im GATT. Diese 
Vorgangsweise wurde deshalb ge\"ählt, damit die Zollvorteile 
auf jene Waren beschränkt bleiben, die in tropischen Ent­
wicklungsländern ihren Ursprung haben. In Österreich erlangten 
sie durch die Präferenzgesetznovelle am 1. Juli 1977 vlirksam­
keit. 
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.. 2) Die Verhandlungen im GATT werden grundsätzlich auf 

der ~asis der .~8nseiti&ekei! und perücksichtigung der 

Meistber;iinstiLiUne; geführt. Di e Industriestaaten erwarten zwar 

von den Entwicklungsländern für die ihnen eingeräumten Vor­

teile keine volle Reziprozität, andererseits häufen sich in 

letnter Zeit ernste Bedenken gegen diese Erklärung, die vor 

fünf Jahren - also noch vor der Energiekrise und der Ver­

schärfung der Rohstoffprobleme - in Tokio beschlossen wurde. 

Die Heinung vieler Industriestaaten geht dahin, daß die 

höher entl,dckelten Entwicklungsländer auch Gegenleistungen 

in einem ihnen zumutba.ren Umfang zu erbringen haben. Eine 

besoD.dere Behandlung müßte wohl den "pm 'I,·,renigsten ent\t.rickelj;_f:!n 

LänderI1" bei der Realisierung der Verhandlungsergebnisse ein­

geräumt ,,;erden. Auch von Österreich kann eine bevorzugte In­

kraftsetzung von Verhandlungsergebnissen auf dem Zolls"ektor 

grundsätzlich in "Betracht gezogen ,,;erden, wenn die "mul ti­

lateralen Han.delsverhandlunp;en ll im GATT abgeschlossen sein 

vIerden. 

3) Die Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und 

Entwicklung .D!NCTAD). hatte in den letzten Jahren einen großen 

Themenkreis zu bewältigen .. Tm I1i trelpunkt aller überlegungen 

steht die von den Ent\dcklungsländern vehemnt geforderte 

Errichtung einer "neuen WeltNirtschaftsordnung", wobei der 

baldigen Realisierung des von der 4. Welthandelskonferenz 

(Nairobi ~ Mai 1976) verabschiedeten ".Integrierten Rohstoff­

.J2l'og:rz..§l"!l.l!!§." eine zentrale und vordringliche Bedeutung zukommt. 

Aber auch die baldige Lösung bzw. Erleichterung der gravieren­

den E_cQ.uldenprobleme der Entvlicklungsländer ist derzeit eine 

hochaktuelle Frage, zu der bereits einige Industriestaaten 

ihre Bereitschaft zum Schuldenerlaß gegenüber bestimmten Ent­

\-ricklungsländern konkret bekannt gegeben haben. 

a) Die. "Neue He} tvJiTtschaf,tsordn:upg" ~ 

Diß Tatsache des Einkommensgefälles zi-lischen den 

hochentwickelten Ländern, die überwiegend in der nördlichen 

.' . 
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Hemisphäre gelegen sind, und den Entvlicklungsländ~rn in 
der südlichen Hemisphäre bietet seit einigen Jahrzehnten 
Anlaß zu \"el twei ten Bemühungen um einen Ausgleicho Die An­

strengungen der Entvlicklungshilfe herkömmlicher Art, die 
sich im \·;esentlichen auf punktuelle Bemühungen beschränkten, 
erwiesen sich als unzureichendo Insbesondere blieb die Ent­
wicklung auf dem Hohstoffsektor ein Sorgenkind, als es nicht 
gelang, die l1ohstoffpreise auf einem für die Ent\·..-icklungs-
länder lohnenden Niveau zu stabilisieren. Das Gros der Ent­
wicklungsländer ist nach ~~e vor vom EA~ort weniger Roh-
stoffe abhängig. Auf internationaler Ebene griff daher die 
Erkenntnis ~latz, daß es einer umfassenden Reform der Struktur 
des Welthandels bedarf, um einen wirtschaftlichen Ausgleich 
im Nord-Süd-Verhä1.tnis herbeizuführeno Von diesem gedank-
lichen Hintergrund ausgehend verabschiedete die 6. Sonder­
tagung der UN-Generalversammlung im Jahre '197'+ eine "Deklaratinn ll 

und ein "AlctionsprOp;r81lU!l."über die Errichtung einer neuen 
\-lel twirtschaftsordnungo Die Deklaration enthält 20 Prinzipien, 
welche vor allem die V?rstellungen der Entwicklungsländer 
wiedergeben. Das Aktionsprogramm hat 10 Hauptabschnitte, die 
Anstrengungen auf einer großen Anzahl von Gebieten verlangen. 
Vom Jahre 1975 bis 1977 wurde über französische Initiative der 
interessante Versuch unternommen, die Probleme der Nord-Süd­
Beziehungen (IlNord-Süd-D~alog") zum Gegenstand von Gesprächen 
zu machen. Dieser Veisuch erwies sich allerdings als wenig 
zielführend" 

b) Das Schwergewicht der Beschlüsse der 4. Welthandels­
konferenz 1976 in Nairobi lag auf den Sektoren Bohstoff­
handel und Verschuldung der Entwicklungsländer. So wurde 
beschlossen, daß das "inter:.rierte Grundstoffproe;~" a1:l- f 
mBglichst viele Rohstoffe angewendet werden sollo Es sollen 
auch internationale Lager zum Ausgleich der Markt-und Preis­
schwankungen errichtet werden. Z\vecks Finanzierung dieser 
I/ager ist ~..i.e Errichtung eines IIGem.eins<:lIDen FondslIvorgesehen .. 
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c) Wegen seiner hohen außenwirtschaftlichen Verflechtung 
und der Abhängigkeit seiner Wirtschaft vom Import von Roh­
stoffen ist Österreich grundsätzlich an multilateralen Rege-­
lungen über den internationalen Rohstoffhandel interessiert, 
die eine Sicherung seiner Rohsto...ffversor...G,:ru.ng und eine ,;Prei s­
stabilisierung auf einem für Produz.~nten- und Konsumenten­
länder annehmbaren Niveau gemäß dem langfristigen I1arkttrend 
ermöglicheno Österreich tritt bei- den Bemühungen um die 
Schaffung eines Gemeinsamen Fonds für ein möglichst einver­
nehmliches Vorgehen der Industriestaaten und der Entwicklungs·· 
länder eino Österreich stimmt auch seine Haltung bei den 
sehr diffizilen Fragen mit den ,.,restlichen Industriestaaten 
mit dem Ziel ab, den Entwicklungsländern gerade in der Roh­
stofffrage ,sowei t dies \'lirtschaftlich und finanziell ver­
tretbar ist, entgegenzukommenc Die Entwicklungsländer messen . 
jedenfalls dem Gemeinsamen Fonds als Schlüsselinstrument zur 
Durchführung des integrierten Grundstoffprogr8.h"lllls größte Be­
deutung beio Im Frühjahr 1979 ist eine weitere Tagung über 
die Errichtung dieses Fonds in Genf vorgesehen, um bei der 
5" Welthandelskonferenz im I1ai 1979 in Ma.nila (UNCTAD V) 
bereits eine positive Bilanz ziehen zu kölmeno 
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Regierungserklärung (Seite 38. 2. und 4. Absatz) 
Ziel eier I3undE ~~r~.gi~ruI1~; i~: F-S, die Ef~·~;~,-tivi­

tät der \!~r~I ... -:!l:~.H!; zu stei~ern, E,ie rati~Jr!el!er 

U:l(: sparsalller zu fÜ~~1l"en. Für ci: 2se BerTlLihl!n­
gen ist. eie aktive :v!~tarbeit c~ler öffer~tlich 

Bed!en:itetel1 r ih.r~r GewE;rk5Chcf~2.:1 und Int~re5-
senvertretungen von yroßem We.rt, Auch die im 
Entstehen begriffene Verwa::un0.5cKddernie 
kann cazu einen wert\'ollen Bf:it:ag leisten. 

Eingf!G.2r:~ des Geb0ts der Sparsdm~eit wird 
die Z~~hl der öffentlj eh 32dicnsteten riqoros d~m 
Bedarf der AllgemeiC" .... neit an öffentlichen Dien­
sten arizupassen sein. Wo durch neue Aufgaben­
s~elll.1r:92n der Einsdtz zusätzlicher Yu-äfte :~ot­
wendig wird, ist daiür duru' Einspail!ngcn in 
aI1deren Bereichen ein Ausgiei-::h zu suchen. So 
müßten et'V~l~ diE! Personalst:~id~ ce:- Zent~(!lstel­

!en hr;. .\/ e:h~jtnis zu d.:;n Ö.nueren !~~:-eicne:1 des 
Bunde:sdi,:;nstes dort, '.vo das stmk~u.rell mäglic..'l 
ist, i~l.nerhalo der nächsten vier Jahre vermindert 
werden. 

Durchführung 

Verwaltungsvereinfachung ist sinnvollerweise Modernisierung der Verwaltung. Seit 
dem Einzug der elektronischen Datenverarbeitung. in die Bundesverwaltung konnten 
viele Bereiche rationalisiert und effizienter gestaltet werden. Insbesondere 
wurde in dieser Gesetzgebungsperiode mit der ersten Ausbaustufe des Grundbesitz­
informationssystems zur Entlastung der Bewertungsstellen der Finanzämter und 
im Rahmen der Automatisierung der Finanzämter bereits 1975 mit der Einbeziehung 
der Veranlagung zur Umsatzsteuer begonnen. In einer weiteren Ausbaustufe konnten 
1978 die Veranlagungen zur Einkommensteuer und zur Gewerbesteuer über die 
EDV-Anlagen im Bundesrechenamt vollzogen werden. Neben verbesserten Serviceleistungen 
für die Abgabepflichtigen konnte dadurch eine einheitliche Gesetzesanwendung in 
diesen automatisierten Bereichen im gesamten Bundesgebiet erzielt werden. Weitere 
Vorteile ergeben sich durch statistische Auswertungsmöglichkeiten. um zeitnahe 
Entscheidungshilfen für Gesetzgebung und Verwaltung zu erhalten. Die Errichtung 
eines ZOllinformationssystems im Rahmen der Zollautomatisierung sowie die 
Abwicklung der Zahlungen und Verrechnung der Leistungen nach dem Unterhaltsvor­
schußgesetz mit EDV-Anlagen waren weitere Maßnahmen, um die Verwaltung rationeller 
zu führen. 

Da durch die Automatisierung schematischer Arbeiten mehr Mitarbeiter für 
hiierwertige Tätigk~iten herangezogen wurden, ergibt sich ein weiterer Rationali­
sierungseffekt. 
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Regierungserklärung (Seite 36, 13. Absatz) 

In diese Uberlegungen wird die Prüfung der 
Frage, wie eine wirksame:-e unterhalts- und 
pcmsionsrechtliche A'osicheru.'1g der schutzbe­
dürft~gen E~ef:c.u ~ :::e!1 F3.U der Ehescheidung 
erfolgen k:!D.:'!t ~~-::)-==,::gen ~-ercen~ Unter der 
V:nraussetzl..L'1g i'!i...,",,-, :;.;:~;iedise:1den gesetzge-

berischen LöstL,g diesel Frage wi;:ö auch einer 
zeitgem2ißen .';np,:s5tt:'lg des SC~'1€'idungsrer:hts­
Novellie,unq des § 55 Ehegesetz - näherget.e­
ten we:-den kör.ner.:. 

Durchführung 

Die pensionsrechtlicheAbsicherung für den Anwendungsbereich der Pensions­
gesetzes 1965erfo 1 gte durch di e entsprechende Nove 11 i erung des § 19 Abs. 4 

PG 1965 (Artikel XXI des Bundesgesetzes, BGBl.Nr. 280/1978). 
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Trotz der bestehenden und bereits allgemein bekannten Personal knappheit ist 
die Zoll verwaltung mit einer sprunghaften und andauernden Entwickl ung des 
~renzüberschreitenden Reise- und Warenverkehrs konfrontiert. Es werden daher 
vom Bundesministerium für Finanzen in einem dauernden Prozeß Maßnahmen 
zur Verwaltungsvereinfachung getrofLn. Gleichzeitig laufen Bemühungen, durch 

. organisatorische Maßnahmen auch zum Abbau der überstunden beizutragen, um die 
bis zur Grenze ihrer Leistungsfähigkeit beanspruchten Zollorgane zu entlasten. 
Diesem Bemühen sind jedoch durch die Dringlichkeit der Zollabfertigungen 
zugunsten der beteiligten Wirtschaftskreise und die Personal knappheit der 
Zollämter Grenzen gesetzt. 

Im Verlaufe der Regierungsperiode wurden auch neue Grenzabfertigungsanlagen 
gegenüber der CSSR und Ungarn in Betrieb genommen. Hiedurch konnten die 
jahrzehntelangen Beschwernisse für die Bewohner der Grenzgebiete im wesentlichen 
behoben werden. Die neuen Amtsplatzanlagen und die zugehörigen Hochbauten tragen 
den Anforderungen des Grenzabfertigungsdienstes voll Rechnung und weisen auch 
eine hohe Abfertigungskapazität auf. Im Laufe der nächsten Jahre wird es auf 
Grund des Bundesstraßengesetzes und von vertraglichen Verpflichtungen bzw. 
wegen der Verkehrsentwicklung zur Errichtung von neuen Grenzzollämtern an Auto­
bahnen und anderen Bundesstraßen sowie zur Erweiter~ngvon Anlagen an bereits 
bestehenden JGrenzzollämtern kommen. Diesbezügliche Maßnahmen sind praktische 
für alle Bundesländer vorgesehen. Es muß aber darauf hingewiesen werden, daß 
auf Grund der angestell ten Bedarfsermittl ung ei ne schrittwei se Aufstockung des 
Zollpersonals unbedingt erforderlich erscheint. Im Verlaufe der letzten Jahre 
wurde insbesondere der Inspizierungsdienst der Zollwache einer vollständigen 
Neuorganisatt6n .unterzogen. 
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